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1 Hans Magnus Enzensberger: Ach Europa! Wahrneh-
mungen aus sieben Ländern. Mit einem Epilog aus 
dem Jahre 2006. 9. Aufl. Frankfurt a.M. 2007, S. 2.

2 Ebd.
3 ZIM: Übersicht über Ziele, Inhalte, Methoden der 

Ausbildungseinheit.

1. Einleitung

„Ach Europa!”, so betitelte Hans Magnus Enzensberger 1998 sein Buch, in dem er – ein Dichter als Reporter verkleidet 
– einen Blick auf Europa wirft, „ein ‚Europa der Wünsche‘, das seine Zukunft vielleicht noch nicht hinter sich hat.”1 Dabei 
entdeckt er Europas Stärke gerade in den ‚leidlichen‘ „Irregularitäten” und dem „Wirrwarr”2 dieser Union.

Es soll in diesem Fortbildungsmodul keinesfalls um eine Buchbesprechung gehen – obgleich das ein lohnendes Projekt 
wäre –, doch verdeutlichen diese Einschätzungen sehr klar die Schwierigkeiten bei der Auseinandersetzung und der 
Seminarplanung unter dem Titel Europa. Was ist eigentlich Europa: die griechische Göttin, die von einem Stier entführt 
wurde; der Kontinent; der Zusammenschluss verschiedener Nationen zu einer Staatengemeinschaft/Institution? Was 
meint „Europa à la Carte”; wozu das Europäische Parlament, die Europäische Kommission oder der Europäische Rat? 
Und was bedeutet Europa überhaupt – was bedeutet es uns Bürgern, was speziell der Jugend? Welche Chancen bietet 
ein europäisches „Wirrwarr” und wo gilt es anzupacken?

Mit dem vorliegenden Modul sollt ihr als Teamer/innen gemeinsam mit den Jugendleiter/innen versuchen, Antworten 
auf diese Fragen zu finden und herauszustellen, was Europa insbesondere der Jugend bedeutet bzw. bedeuten kann und 
welche Möglichkeiten diese Union bietet. Dabei sollt ihr euch nicht auf die Betrachtung und den Vergleich kulinarischer 
Verhaltensweisen reduzieren – Europa ist mehr als Döner, Pasta, Baguette oder Käse.

Ziel dieser Ausbildungseinheit ist es vor allem, gemeinsam eine europäische Identität auszubilden. Bei der Seminar-
planung wurde dabei auf praktische Erfahrungen Wert gelegt, da gemeinsame Identität und Werte aus gemeinsamen 
Handlungen und Verantwortungsbewusstsein entspringen.

Es sollte klar sein, dass das theoretische Gerüst natürlich nicht außer Acht gelassen werden kann. Daher werden auch the-
oretische Ausführungen in die praktischen Anwendungsphasen integriert, um somit ein sinnvolles Ganzes zu erzeugen.

Im folgenden Abschnitt werden zunächst einige Hintergrundinformationen zum Thema Europa vorgestellt (Entwick-
lungsgeschichte, Strukturen, Handlungsfelder), deren Abschluss ein umfangreiches Glossar bildet. Daran schließt sich 
der Seminarplan an: das ZIM3. Im ZIM sind in verkürzter, zusammengefasster Form die Ziele, Inhalte und Methoden der 
einzelnen Handlungsfelder/Seminarschritte aufgeführt, die wiederum im Methodenkatalog ausführlicher beschrieben 
werden. Natürlich sind auch hier eurer Kreativität und Fantasie keine Grenzen gesetzt und ihr seid dazu aufgefordert, 
die Methoden zu erproben, zu verbessern oder aber auch zu verwerfen. Wir sind für einen Erfahrungsaustausch immer 
offen und dankbar. Also her mit euren Anregungen!
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2. Hintergrundinformationen für den/die Teamer/in

Wer oder was ist eigentlich die Europäische Union? Informationen darüber soll dieses Kapitel geben. Zunächst folgen 
einige Ausführungen zu den Strukturen und der Entwicklungsgeschichte der EU. Anschließend wird der Fokus auf die 
internationale Jugendarbeit und die Partizipationsmöglichkeiten junger Menschen gelegt.

Geschichte der Europäischen Union

Den Grundstein für den friedlichen Zusammenschluss der europäischen Völker legte ein Mann, dessen Name an einen 
französischen Maler erinnert: Jean Monnet. Monnet entstammte einer französischen Unternehmer-Familie und entwi-
ckelte recht früh wirtschaftspolitisches Geschick. Als Leiter des französischen Planungsamtes entwickelte er ein Projekt, 
welches die Kohle- und Stahlindustrie der einzelnen Mitgliedstaaten unter eine gemeinsame Verwaltung stellte. Er 
verfolgte dabei die Idee, durch eine enge Kooperation im Bereich der Schwerindustrie die Länder/Nationen aneinan-

der zu binden, den Frieden zu sichern und Europa langfristig zu vereinen. Die Schrecken und die 
Leere, die der Zweite Weltkrieg hinterließ, sollten nie wieder möglich werden. Dieses visionäre 
Konzept wurde zum Band des Friedens und unter der Obhut des französischen Außenministers Ro-
bert Schuman am 9. Mai 19504 der französischen Regierung und Öffentlichkeit als Schuman-Plan 
vorgestellt. Von Regierung und Öffentlichkeit wurde dies wohlwollend aufgenommen, da sie das 
Ziel, den dauerhaften Frieden in Europa und für die Welt zu sichern, erkannten. 

Monnet wurde zum Vorsitzenden der Schuman-Konferenz ernannt, die schließlich zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS), der Montanunion, führte. Die EGKS 
trat 1952 in Kraft und ihre Gründungsmitglieder waren Frankreich, Deutschland, Belgien, Italien, 
Luxemburg und die Niederlande. 

Dem voran ging 1949 bereits ein Zusammenschluss zehn westeuropäischer Staaten (Belgien, Dä-
nemark, Frankreich, Italien, Irland, Luxemburg, der Niederlande, Schweden, Norwegen und des 
Vereinigten Königreiches) zum Europarat, der sich ebenfalls zum Ziel setzte, gemeinsame demo-
kratische Strukturen und Prinzipien zu entwickeln und die Rechte des Menschen zu schützen. 1950 
wurde dann in Rom die Konvention zum Schutz der Menschenrechte und der Grundfreiheiten 
unterzeichnet. Der Europarat – nicht zu verwechseln mit dem Europäischen Rat – ist heute eine 
internationale Organisation von 47 Staaten mit Sitz in Straßburg, die sich der Förderung der De-
mokratie und dem Schutz der Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit verschrieben hat. 

Da der Zusammenschluss zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl ökonomisch erfolg-
reich war, weiteten die sechs Mitgliedstaaten ihre Zusammenarbeit aus und unterzeichneten am 
25. März 1950 den Vertrag von Rom, der zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG) führte. Mit dem zweiten römischen Vertrag wurde die Europäische Atomgemein-
schaft (EURATOM) ins Leben gerufen. Beide Verträge traten am 1. Januar 1958 in Kraft und wer-
den auch als Gründungsdokumente der Europäischen Union angesehen. Mit der Gründung eines 
gemeinsamen Wirtschaftsmarktes verfolgten die Initiatoren folgende Ziele: die Freizügigkeit von 
Personen, Warenverkehr, Dienstleistungen und Kapital. Das bedeutet, dass die Länder „durch ge-
meinsames Handeln den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt ihrer Länder […] sichern, indem 
sie die Europa trennenden Schranken beseitigen”5. Dies verwirklichte sich durch die Schaffung ei-
nes gemeinsamen Marktes, durch die Zollunion und durch die Entwicklung gemeinsamer Politiken 
(Handelspolitik, Agrarpolitik, Verkehrspolitik).

Während die Wirtschaft in den 60er und 70er Jahren erstarkte und die EWG durch Dänemark, Groß-
britannien und Irland erweitert wurde, wuchs auch die Jugendkultur national und international. 
Diese richtete sich gegen Establishment und Wettrüsten im Kalten Krieg. Die Studentenunruhen 
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4 Der 9. Mai wurde daraufhin zum offiziellen ‚Europatag‘ erklärt.
5 Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, EWG-Vertrag - ursprünglicher Text (nicht konsolidierte 
 Fassung) in: http://europa.eu/legislation_summaries/institutional_affairs/treaties/treaties_eec_de.htm (10. Juli 2009).
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der 60er Jahre, die 68er-Bewegung und der Prager Frühling stehen in diesem Kontext sinnbildlich 
für die Emanzipation der Bevölkerung und deren Engagement für sozialere und demokratischere 
Strukturen.

In den 70er Jahren entstanden zudem erste Pläne zur Gestaltung einer einheitlichen Währung, 
die maßgeblich den Weg für die Einführung des Euros ebneten. In den 80er Jahren wuchs Europa 
erneut: 1981 wurde Griechenland, fünf Jahre später wurden Spanien und Portugal Mitglied der Eu-
ropäischen Gemeinschaft. 1986 wurde die Einheitliche Europäische Akte (EEA) von den Mitglied-
staaten unterzeichnet, welche die Funktionsweise und Zuständigkeitsbereiche der Gemeinschaft 
änderte bzw. erweiterte. Vorrangiges Ziel dieser Akte war es jedoch, den europäischen Einigungs-
prozessen eine neue Dynamik zu verleihen und den Ausbau eines europäischen Binnenmarktes 
somit abzuschließen. 

Ein Jahr später – 1987 – trat die EEA in Kraft und das Studienaustauschprogramm ERASMUS star-
tete, welches es Studierenden ermöglicht, ein Jahr lang in einem anderen europäischen Land zu 
studieren und internationale Kontakte zu knüpfen – ganz im Sinne der ‚Freiheit der Personen’. 

In den 90er Jahren wurde der Binnenmarkt durch die vier Freiheiten vollendet, das einstmals 
geteilte Deutschland wiedervereinigt und in Maastricht der Vertrag über die Europäische Union 
(EU) unterzeichnet. Mit ihm wandelte sich die Europäische Gemeinschaft noch einmal maßgeblich 
- die Europäische Union war geboren. Der Vertrag von Maastricht legte die Bedingungen für eine 
künftige gemeinsame Währungs-, Außen- und Sicherheitspolitik sowie für die Zusammenarbeit im 
Bereich des Innern und der Justiz fest. 

Des Weiteren wurde die EU in diesen Jahren durch die Länder Österreich, Finnland und Schweden 
erweitert. Außerdem trat das Schengener Abkommen in Kraft und ermöglicht den Einwohner/
innen der Mitgliedstaaten ein kontrollfreies Passieren der Grenzen. Weiteren Beitrittsverhandlun-
gen mit zehn mittel- und osteuropäischen Ländern wurde mit dem Vertrag von Nizza der Weg ge-
ebnet. Ein entscheidender Schritt in dieser ohnehin bewegten Zeit gelang mit der Unterzeichnung 
des Vertrags von Amsterdam. Mit dem am 2. Oktober 1997 unterzeichneten und am 1. Mai 1999 in 
Kraft getretenen Vertrag wurden nicht nur die Rechte der Unionsbürger/innen gestärkt, sondern 
auch die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) sowie die Strukturen, die Organisa-
tion und Aufgabenbereiche der Europäischen Organe reformiert. Die Organe und Einrichtungen 
der EU sollten stärker als bisher demokratisch legitimiert und zu effizienterer Zusammenarbeit 
befähigt werden. 

Die Jahrtausendwende bedeutete für Europa insbesondere die Einführung des Euros als einheitli-
ches Zahlungsmittel und die Überwindung der politischen Spaltung zwischen Ost- und Westeuropa 
durch den Beitritt von Polen, der Slowakei, Slowenien, Estland, Lettland, Litauen, der Tschechi-
schen Republik und Ungarn sowie Malta und Zypern im Jahre 2004 (Bulgarien und Rumänien tra-
ten 2007 bei). Dabei wurde auch über eine Europäische Verfassung diskutiert, über die Zukunft 
Europas reflektiert und der Vertrag von Lissabon unterzeichnet. Das neue Jahrtausend brachte der 
Welt und folglich Europa jedoch auch neue Arten der Bedrohung: Terroranschläge und Klimakata-
strophen. Die Terroranschläge vom 11. September 2001 in New York und Washington veränderten 
das Selbstbewusstsein und die Selbstsicherheit der Menschen der ‚westlichen Welt‘ maßgeblich. 
Der „Krieg gegen den Terror” – unter Schirmherrschaft der USA – begann und auch die Länder der 
EU verstärkten ihre Zusammenarbeit im Kampf gegen das Verbrechen.

Die Klimakatastrophen, die bereits in den 90er Jahren ein Handlungsfeld der EU darstellten, ver-
anlassten die Mitgliedstaaten der EU zum Verfassen des Kyoto-Protokolls, das 2002 in Kraft trat 
und die Industriestaaten dazu verpflichtete, die Emission von Treibhausgasen wie Kohlendioxid 
und Methan von 2008 bis 2012 um mindestens 5% zu senken.
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Die Finanzkrise im Jahr 2009 stellte sowohl die einzelnen Mitgliedstaaten als auch die Europäische Union in ihrer Ge-
samtheit vor neue und schwierige wirtschaftliche, finanzielle,aber auch soziale Herausforderungen. Es bleibt zu hoffen, 
dass die EU sich auch in dieser Phase zu behaupten weiß, gestärkt aus der Krise hervortritt und die Bürger/innen zu 
stärkerer Partizipation und Identifikation bewegen kann. 

In den vergangenen 50 Jahren hat sich nicht nur Europa, sondern die ganze Welt gewandelt. Stärker denn je kam und 
kommt es darauf an, dass sich dieses – unser – Europa an die Ansprüche und Bedingungen einer globalisierten Welt, 
die sich in ständigem Wandel befindet, anpasst und sich den neuen Herausforderungen stellt: der Globalisierung der 
Wirtschaft, der demografischen Entwicklung, dem Klimawandel, der Energieversorgung oder auch der Bedrohung durch 
terroristische Gruppierungen. 

Um diesen Anforderungen zu genügen, muss sich Europa noch stärker einigen. Dabei darf durchaus die Frage gestellt 
werden, ob die traditionellen Strukturen der Europäischen Union dies zu leisten vermögen oder sich gar eine Moderni-
sierung Europas aufdrängt. Um weiter handlungsfähig zu sein bzw. effizient zu agieren, müssen die Instrumente und 
Organe der EU noch differenzierter aufeinander abgestimmt und die vertraglichen Regeln für das Zusammenleben in 

Europa neu gefasst werden. Die Zukunft der Europäischen Union – die als Wirtschaftsgemeinschaft 
begann, sich zur politischen Union ausbildete und nun auch eine soziale werden soll - ist offen, 
noch problembehaftet, aber auch voller Chancen und Potentiale, die es zu nutzen gilt. Vor allem 
die Jugend ist dabei stärker ins Blickfeld zu rücken, denn sie wird den vorgegebenen Weg gehen 
(müssen).

Jugendpolitik in Europa   

Die Jugend wird in der europäischen Politik erst seit verhältnismäßig kurzer Zeit berücksichtigt. 
Zwar gab es bereits seit Gründung der Europäischen Gemeinschaft Austauschprogramme für Ju-
gendliche, doch erst mit dem Vertrag von Maastricht (1993), sozusagen mit Gründung der EU, 
wurde der Anwendungsbereich des Artikels 149 auf den Bereich Jugend ausgeweitet, wonach die 
Europäische Union den Austausch von Jugendlichen und sozialpädagogischen Betreuer/innen 
gesetzlich als Aufgabe fixierte. Neben dieser institutionalisierten Struktur, die die Jugendarbeit 
sichert, existierten und existieren natürlich auch verbandsspezifische Strukturen, in denen junge 
Menschen selbst Impulse setzen und aktiv an der Gestaltung der Gesellschaft mitwirken. Gedacht 
sei hier beispielsweise an die zahlreichen durch Jugendverbände organisierten internationalen 
Begegnungen.

Die (institutionelle) Jugendarbeit hat jedoch im Kontext der Europäischen Union in den letzten 
Jahren einen enormen Auftrieb erlebt. Die Wurzeln für die Entwicklung und Herausbildung eines 
europäischen Bewusstseins sowie einer europäischen Staatsbürgerschaft, die wiederum Grundla-
ge für eine funktionsfähige europäische Zivilgesellschaft ist, werden maßgeblich in der Jugend-
zeit gepflanzt und geformt. Darum sei „es an der Zeit, die Jugendlichen als Kraft zu sehen, die zum 
Aufbau Europas beitragen kann […].”6 

Aktionsprogramme wie beispielsweise Jugend für Europa bzw. Jugend  beweisen, dass die EU dies 
verstanden hat. Das bereits 1988 ins Leben gerufene Programm Jugend für Europa ist ein Aus-
tauschprojekt für Jugendliche aus den verschiedenen Mitgliedstaaten der EU und wurde in den 
Jahren 1989 bis 1991 von 80.000 Jugendlichen wahrgenommen. Seither weiteten sich die Akti-
ons- bzw. Austauschprogramme aus und Jugendliche können seit 1998 ihr Freiwilliges Soziales 
Jahr auch in einem europäischen Nachbarstaat absolvieren (Europäischer Freiwilligendienst). 
Das im April 2000 beschlossene Aktionsprogramm Jugend (Laufzeit bis 2006) ging in seiner Pro-
grammatik noch über Jugend für Europa und den Europäischen Freiwilligendienst hinaus und för-

6 Europäische Gemeinschaft: Neuer Schwung für die Jugend Europas. Weißbuch der europäischen Kommission. Luxem-
burg 2002, S. 7.
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derte stärker das jugendpolitische Engagement sowie die nichtformale Bildung der Jugendlichen. Diese Ziele werden 
vom Nachfolgeprogramm Jugend in Aktion (Laufzeit 2007 bis 2013) aufgegriffen, welches besonders die Identifikation 
mit der EU und die Solidarität und Toleranz der jungen EU-Bürger/innen zu stärken sucht. Betrachtet man diese Ent-
wicklungen und folgt den zugrunde liegenden Gedanken, berührt man unweigerlich den Aspekt des Interkulturellen 
Lernens. Mit dem Interkulturellen Lernen als Aufgabe und Ziel soll eine demokratische Staatsbürgerschaft, eine Iden-
tifikation mit der multikulturellen Gesellschaft – und schließlich eine europäische Zivilgesellschaft – gefördert und 
gestützt werden.

Doch was bedeutet das für die Jugendarbeit (für die Jugendlichen selbst) genau? Hier gilt es, wie bereits oben ange-
deutet, eine Vorstellung, eine „zeitgenössische Idee von Europa” zu entwickeln sowie Fertigkeiten zu vermitteln, die es 
ermöglichen, dieses Europa aktiv mitzugestalten, „Aktionen gezielt und informiert auswählen zu können”7 und somit 
eine Identifikation mit Europa herzustellen. Gleichzeitig müssen jungen Menschen stärker noch als bisher Möglichkei-
ten eingeräumt werden, selbst aktiv zu werden, sich zu engagieren, basisdemokratische Erfahrungen zu sammeln und 
gesellschaftliche Entscheidungsprozesse mitzubestimmen. Dies klingt wohl einfacher, als es ist, denn so vielschichtig 
Europa, so unterschiedlich die Entwicklungsniveaus, Chancen und Interessen, so verschieden sind auch die Lebenssi-
tuationen junger Menschen. Angesichts dessen müssen auch die Formen bzw. Modelle der Jugendpartizipation in der 
internationalen Jugendarbeit vielfältig gestaltet werden.

Das Weißbuch

Am 21. November 2001 legte die Kommission der EU ein Weißbuch mit dem Titel „Neuer Schwung für die Jugend Europas” 
vor, das eben diese unterschiedlichen Voraussetzungen, Chancen, Probleme aber auch Gemeinsamkeiten berücksichtigt 
und mögliche Handlungsfelder aufzeigt. Die Ausführungen des Weißbuches sollten der EU einen neuen Rahmen geben 
bzw. den Weg weisen für die Zusammenarbeit im Bereich der Jugend. Dabei sei die offene Methode der Koordinierung 
die grundlegende Form der Zusammenarbeit. Die Interessen der Jugendlichen müssten auch in anderen Bereichen als 
nur der Jugendpolitik – quasi interdisziplinär – verankert werden.

Grundlage des Weißbuches bildet eine umfangreiche Konsultationsreihe von Mai 2000 bis März 2001, wobei neben Ju-
gendlichen unterschiedlichster Herkunft auch Jugendorganisationen, politische Handlungsträger/innen, die Verwal-
tung und Vertreter/innen aus Wissenschaft und Forschung (d. h. alle Akteur/innen aus dem Feld der Jugendarbeit) zu 
Themenbereichen wie Partizipation, allgemeiner und beruflicher Bildung, Beschäftigung als Voraussetzung 
für soziale Integration, Wohlergehen, Autonomie und Jugendkultur sowie europäischen Werten, 
Interkulturellen Begegnungen und dem Aspekt der Mobilität befragt wurden.

Neben den allgemeinen und speziellen politischen Maßnahmen in Bezug auf die 
Jugend gab es also zahlreiche Aktionen/Aktionsprogramme zugunsten der 
Jugend, die seitens des Europäischen Parlaments, des Rates der Jugend-
minister und durch den Wirtschafts- und Sozialausschuss Unterstützung 
fanden. Doch konnte man mit diesen Programmen nicht allen Anfor-
derungen gerecht werden, denen sich die Jugendlichen gegenwär-
tig stellen müssen. Im Weißbuch heißt es dazu: „Es ist festzu-
stellen, dass die Entschließungen oder Erklärungen zum Thema 
Jugend vielfach nicht über das Stadium der guten Absichten 
hinauskommen und dass die Jugendpolitik der europäischen 
Organe und der Mitgliedstaaten und somit die verschiedenen 
Maßnahmen zugunsten der Jugend nicht ausreichend koor-
diniert sind.“8 

7 Peter Lauritzen: Die europäische Bürgergesellschaft. In: Hendrik Otten; 
Peter Lauritzen (Hrsg.): Jugendarbeit und Jugendpolitik in Europa. Bd. 
6. Wiesbaden 2004, S. 37–44, hier S. 42.

8 Europäische Gemeinschaft: Neuer Schwung für die Jugend Europas. 
Weißbuch der europäischen Kommission. Luxemburg 2002, S. 10.
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Herausforderungen, denen sich die Jugendpolitik (nicht nur) auf europäischer Ebene stellen muss, betreffen unter 
anderem die demografische Entwicklung, d. h. das quantitative Ungleichgewicht zwischen Jungen und Alten, was 
u. a. durch finanzielle Belastung der Sozialsysteme zu sozialen Spannungen zwischen den Generationen führen kann. 
Doch werden die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebensbedingungen junger Menschen nicht allein durch 
die Demografie bestimmt. Die einzelnen Lebensphasen weiten sich in ihrer Dauer, die Lebensläufe gestalten sich zu-
nehmend ‚ungerade’ und traditionelle Lebenskonzepte verlieren durch individuelle Lebensmodelle an Bedeutung. 

Darüber hinaus herrscht „ein gewisses Misstrauen gegenüber institutionellen Strukturen”9, das wiederum in Resigna-
tion und Politikverdrossenheit mündet. Gleiches Misstrauen findet sich in Bezug auf die Europäische Union wieder. 
Europa ist für eine Vielzahl der Jugendlichen zwar ein Gemeinschaftsraum, in dem frei gelebt, gelernt, gearbeitet und 
gereist werden kann, doch bleiben die Werte und Institutionen seltsam fremd.

Es ist keinesfalls so, dass die europäische Jugend nicht das Bedürfnis hätte, sich aktiv an der Gestaltung der Gesell-
schaft zu beteiligen oder sich politisch zu engagieren, doch geschieht dies stärker punktuell und individuell als in den 
traditionellen Partizipationsstrukturen (Vereinen etc.). Diese stellen allerdings nach wie vor unabdingbare Größen und 
Qualitätsgaranten für die Jugendarbeit dar. Für die Zukunft, so die Botschaft des Weißbuches, komme es darauf an, die 
Jugendlichen stärker als verantwortungsvolle Staatsbürger/innen wahr- und auch in die Pflicht zu nehmen, d. h. ihnen 
größere Partizipationsmöglichkeiten einzuräumen, die Mobilität, Unabhängigkeit und die Freiwilligkeitsaktivitäten der 
Jugend intensiver zu fördern sowie Identifikationspunkte mit der EU zu schaffen, damit diese nicht als bloße bürokrati-
sche Maschinerie empfunden wird. 

Hauptabsicht des Weißbuches war es, der EU einen neuen Rahmen für die oben genannten Aspekte der Zusammenarbeit 
im Bereich der Jugend darzulegen, wobei an die bereits existierenden Aktivitäten angeknüpft und diese erweitert bzw. 
ergänzt werden sollten. Die einzelnen Mitgliedstaaten wurden in diesem Zusammenhang zu intensiverer Zusammenar-
beit aufgerufen und sollten gleichsam die Bedürfnisse der Jugend auch in anderen Politikbereichen berücksichtigen. 
Durch die „offene Methode der Koordinierung” hofft man, diesen Ansprüchen zu genügen. Dabei werden Leitlinien für 
die Union entworfen und festgelegt, die einem bestimmten Zeitrahmen folgen und zu unterscheiden sind nach kurz-, 
mittel- und langfristigen Zielen. Des Weiteren können gegebenenfalls „quantitative und qualitative Indikatoren” und 

Referenzwerte festgelegt werden, die einen Vergleich zu den „Besten der Welt” - den „besten Praktiken”10 in 
Bezug auf die Jugendarbeit -  ermöglichen. Hauptaugenmerk der offenen Methode der Koordi-

nierung liegt laut Europäischer Kommission auf folgenden Themen: Partizipation der 
Jugendlichen, bessere Informationsvermittlung, Förderung der Freiwilligen-

arbeit und Integration von Jugendlichen sowie Verbesserung des Wissens-
standes bezüglich der Lebenssituationen junger Menschen. Zahlreiche 

weitere Themen wie etwa Fremdenfeindlichkeit und Rassismus, for-
male und informelle Bildung, soziale Integration, Gesundheit, 

Umwelt und Gleichstellung finden ebenfalls Berücksichtigung, 
bedürfen aber auch einer „enge[n] Koordination mit den zu-

ständigen Behörden auf nationaler und europäischer Ebe-
ne”11. Auch hier gilt es jedoch, das Subsidiaritätsprinzip 

zu beachten.

Um, wie gefordert, die Bedürfnisse und Ansichten 
der Jugend stärker zu berücksichtigen, sollten 
regelmäßig Konsultationen, insbesondere beim 
Europäischen Jugendforum, erfolgen, deren Er-
gebnisse in die Berichte der Europäischen Kom-
mission einfließen könnten. 

9 Ebd. S. 14.
10 Ebd. S. 21.
11 Ebd. S. 25.



12 Weitere Ausführungen zum Europäischen Pakt der Jugend und allen anderen die Jugend betreffenden Rechtsakten finden sich unter: 
 http://europa.eu/legislation_summaries/education_training_youth/youth/c11081_de.htm (10. Juli 2009).
13 IRIS e. V. ist ein privates Forschungs- und Beratungsinstitut mit Sitz in Hechingen und Tübingen. Weiterführende Informationen unter: 
 http://www.iris-egris.de.   
13 Goran Buldioski: Europa verstehen und die Möglichkeiten des europäischen Raums nutzen. In: Hendrik Otten; Peter Lauritzen (Hrsg.): 
 Jugendarbeit und Jugendpolitik in Europa. Bd. 6. Wiesbaden 2004, S. 85–100, hier S. 87.
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Ausblick

Seit Veröffentlichung des Weißbuches hat sich 
im Bereich der Jugend, wie bereits oben angedeu-
tet, einiges getan. Auf Grundlage der Ergebnisse 
und Empfehlungen der Konsultationen schuf der Rat 
der EU den Rahmen für eine intensivere Zusammenar-
beit der Mitgliedstaaten im Jugendbereich, welcher im 
November 2005 aktualisiert wurde und dann auch den Euro-
päischen Pakt für die Jugend mit einbezog. Mit dem Pakt für die 
Jugend wurde ein politisches Instrument geschaffen, das im Jahre 
2005 u. a. vom Europäischen Rat als Bestandteil der überarbeiteten Lis-
sabon-Strategie angenommen wurde und sich die Förderung der Partizipation 
junger Menschen an der Gesellschaft, Bildung und Beschäftigung zum Ziel setzte. 
Demzufolge wurden Maßnahmen fokussiert und unterstützt, die die Beschäftigung, die 
Integration und den sozialen Aufstieg junger Menschen begünstigen sowie die allgemeine und be-
rufliche Bildung und Mobilität stärken und schließlich zur Vereinbarkeit von Familien- und Berufsleben beitragen.

Darüber hinaus hat der Pakt auch die aktive Bürgerschaft und das (ehrenamtliche) Engagement als Förderschwerpunkt 
bzw. Ziele für die (europäische) Jugendarbeit hervorgehoben. Dafür wurden strukturierte Dialoge mit Jugendlichen 
und ihren Organisationen durchgeführt, in denen politische Maßnahmen auf kommunaler, regionaler, nationaler und 
europäischer Ebene diskutiert und über weiterführende Partizipationsmöglichkeiten nachgedacht wurde.12 Mit dem 
2009 vorgelegten europäischen Jugendbericht hat die EU erstmals die Lage junger Menschen in den Mitgliedstaaten 
untersucht und die Daten statistisch ausgewertet, analysiert und reflektiert. Dies soll auf Beschluss des Europäischen 
Rates aus dem Jahre 2008 nun alle drei Jahre erfolgen, um den eigenen Wissensstand stets aktuell zu halten und die 
Zusammenarbeit optimal zu gestalten.

Laut einer Studie aus dem Jahre 2001 (herausgegeben vom IRIS e. V. Tübingen13) sind die Angebote der europäischen 
Jugendarbeit schon sehr vielfältig. Allen gemeinsam ist dabei, dass sie eine „Mischung aus Freizeitaktivitäten, außer-
schulischer Bildung und sozialpolitischen Aufgaben”14 sind, wobei das Hauptaugenmerk auf der Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit und der Stärkung junger Menschen liegt. 

Es bleibt offen, wie und ob es die Europäische Union, die Elterngeneration, schafft, die Jugend für sich und ihre Ideale, 
Ziele und Wertvorstellungen zu gewinnen. Fest steht, dass es ein beständiger Prozess des miteinander Aushandelns 
bleibt. Dabei ist es uns und der EU zu wünschen, dass die vielen Ideen von Europa irgendwann ein wirkungsvolles Ganzes 
ergeben.
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Jugend

Die Förderung der Jugend und der Ausbau des Jugendaustausches und Austausches sozialpädagogischer Betreuer/in-
nen sind im Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft gesetzlich verankert (Artikel 149). 
Die Zuständigkeit im Bereich Jugend obliegt hierbei den Mitgliedstaaten. Die Maßnahmen der Union werden größten-
teils auf Veranlassung des Rates, insbesondere durch Empfehlungen und unionsweite Programme zur Entwicklung der 
Zusammenarbeit und Mobilität in die Wege geleitet. Dafür wird die offene Koordinierungsmethode verwendet.
Mit dem Weißbuch aus dem Jahr 2001 „Neuer Schwung für die Jugend Europas“ erhielt die Unionspolitik neue Impulse. 
Im Wesentlichen bekam die Europäische Union dadurch einen neuen Rahmen für die Zusammenarbeit im Bereich Jugend 
und wurde gleichsam dazu angehalten, die Kooperationsstrukturen der Mitgliedstaaten auszubauen und zu verstärken. 
Darüber hinaus soll die Jugenddimension in anderen Politikbereichen stärkere Berücksichtigung und Unterstützung 
finden. Im Europäischen Pakt für die Jugend (im März 2005 angenommen) wurden daraufhin die zu verbessernden 
Bereiche präzisiert, wobei auch die Ziele der Lissabon-Strategie und der Förderung der allgemeinen und beruflichen 
Bildung Berücksichtigung fanden. Hauptaugenmerk des Paktes liegt auf der Schul- und Berufsbildung, aber auch auf 
der Mobilität, der beruflichen und sozialen Eingliederung der europäischen Jugend sowie der Vereinbarkeit von Familie 
und Berufsleben. Dies ist der allgemeine Aktionsrahmen der Union. Dank des Programms „Jugend in Aktion“ (Projekt-
zeitraum 2007 bis 2013) verfügt die Union aber auch über konkrete Instrumente für die Förderung der Zusammenarbeit. 
Ziele dieses Programms sind die Stärkung von Solidarität, Toleranz und Partizipation junger Menschen, die Förderung 
des Interkulturellen Dialogs, des Unternehmergeistes und der Kreativität sowie die Integration Jugendlicher mit erhöh-
tem Förderbedarf und Benachteiligung im öffentlichen Leben.

Aktionsprogramm Jugend für Europa
Das Programm wurde 1988 mit einer Laufzeit bis 1991 ins Leben gerufen, ist ein Austauschprojekt für Jugendliche aus 
den verschiedenen Mitgliedstaaten der EU und legte den Grundstein für die Aktionsprogramme der Europäischen Uni-
on. In den Jahren 1989 bis 1991 haben rund 80.000 Jugendliche dieses Angebot wahrgenommen. Jugend für Europa 
bezeichnet derzeit die (deutsche) Nationalagentur für das Programm Jugend in Aktion.

Aktionsprogramm Jugend
Im April 2000 wurde das Programm Jugend mit einer Laufzeit bis 2006 beschlossen. Dieses ging in seiner Programmatik 
noch über Jugend für Europa und den Europäischen Freiwilligendienst hinaus. Es förderte das jugendpolitische Engage-
ment sowie die nichtformale Bildung der Jugendlichen stärker.

Aktionsprogramm Jugend in Aktion
Für die Jahre 2007 bis 2013 wurde vom Europäischen Parlament und dem Rat der EU das Programm Jugend in Aktion 
bewilligt, das jungen Menschen im Alter von 15 bis 28 Jahren ermöglichen soll, die EU aktiv, solidarisch und tolerant 
mitzugestalten. Das Programm verfolgt schwerpunktmäßig die Förderung der Mobilität, des nichtformalen Lernens und 
des Internationalen Dialogs. Die Jugendlichen sollen demnach – ungeachtet ihrer ethnischen und sozialen Herkunft 
– an der Gesellschaft partizipieren und zu europäischen Staatsbürger/innen heranwachsen.

Europa

Der Begriff Europa hat ganz unterschiedliche Lesarten. Er benennt zum einen eine mythologische Figur, die vom Göt-
tervater Zeus, der sich in einen Stier verwandelt hatte, entführt wurde. Zum anderen bezeichnet der Name einen Jupi-
termond sowie den Kontinent Europa. Und darüber hinaus ist Europa – mit variabler Geometrie – der Ausdruck für die 
Vorstellung von einer europäischen Integration; einer Staatengemeinschaft, die gemeinsam eine politische, soziale, 
rechtliche und wirtschaftliche Einheit bildet. 

3. Glossar15

15 Folgender Begriffskatalog und die zugehörigen Erläuterungen sind an die Internetseiten der Europäischen Union und der Bundeszentrale 
für Politische Bildung angelehnt, bilden jedoch nur eine Auswahl: http://europa.eu/abc/index_de.htm, http://www.bpb.de/methodik/
FMH6AR,1,0,Glossar (15. Juli 2009). Auf eine alphabetische Gliederung wurde verzichtet und die einzelnen Beiträge thematisch sortiert, um auf 
diese Weise Zusammenhänge bzw. Kausalitäten zu verdeutlichen.
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Europa à la Carte
Europa à la Carte ist der Ausdruck für die Vorstellung von einer europäischen Integration in abgestufter Form: die ein-
zelnen Mitgliedstaaten können wählen, auf welchem politischen Gebiet sie partizipieren wollen, und nehmen nur eine 
Mindestzahl gemeinsamer Ziele an.

Europäische Gemeinschaft
Die Europäische Gemeinschaft (EG) ist eine der Grundlagen der europäischen Integration und beruht auf dem Vertrag 
von Rom (1957). Ihr Hauptziel ist die Verwirklichung eines großen gemeinsamen Marktes ohne Binnengrenzen (Europä-
ische Wirtschaftsgemeinschaft [EWG] und Europäische Atomgemeinschaft [EURATOM]). Mit der Errichtung der Europä-
ischen Union (EU) 1992 wurde die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft in „Europäische Gemeinschaft” umgewandelt 
bzw. umbenannt und bleibt weiterhin Bestandteil der EU.

Gemäß Artikel 2 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft ist ihre Aufgabe in der ganzen Gemeinschaft 
die Förderung
• einer harmonischen, ausgewogenen und nachhaltigen Entwicklung des Wirtschaftslebens, 
• eines hohen Beschäftigungsniveaus und eines hohen Maßes an sozialem Schutz, 
• eines beständigen, nicht inflationären Wachstums, 
• eines hohen Grades an Wettbewerbsfähigkeit und Konvergenz der Wirtschaftsleistungen, 
• eines hohen Maßes an Umweltschutz und Verbesserung der Umweltqualität, die Hebung der Lebenshaltung und der 

Lebensqualität, des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts sowie der Solidarität zwischen den Mitgliedstaa-
ten […].16 

Hierfür erarbeitete die EG eine Gesamtheit politischer Konzepte für einzelne Bereiche wie etwa Verkehr, Wettbewerb, 
Fischerei und Landwirtschaft, Asyl und Einwanderung sowie Energie und Umwelt.

Europäische Union

Die Europäische Union (EU) wurde durch den Vertrag von Maastricht (auch als EU-Vertrag bekannt) 1992 gegründet. 
Die EU bezeichnet dabei sowohl ein politisches Projekt als auch eine rechtliche Organisation. In ihr vereinen sich 27 
Staaten: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Ir-
land, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, die Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, die Tschechische Republik, Ungarn und Zypern. 

Für die Europäische Union sind gemeinsame Werte konstitutiv: die Achtung der Menschenwürde, Demokratie, Gleich-
heit, Rechtsstaatlichkeit und Wahrung der Menschenrechte. Die äußeren Symbole der Europäischen Union sind die Eu-
ropaflagge, die Europahymne, der Leitspruch „In Vielfalt geeint“, eine gemeinsame Währung sowie der Europatag.

Ihre politischen Ziele lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
• Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts, der nachhaltigen Entwicklung, eines Raums ohne Binnen-

grenzen sowie einer Wirtschafts- und Währungsunion. Diese Ziele entsprechen den Vorgaben der sektorspezifischen 
Politiken der EU. 

• Behauptung ihrer Identität auf internationaler Ebene. Dieses Projekt steht in Zusammenhang mit der gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik. 

• Stärkung des Schutzes der Rechte durch Einführung einer Unionsbürgerschaft. Die durch den Vertrag von Maastricht 
eingeführte Unionsbürgerschaft stellt zwischen der EU und den Bürger/innen der Mitgliedstaaten eine privilegierte 
Beziehung her. 

• Schaffung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts für die EU-Bürger/innen. 
• Weiterentwicklung des gemeinschaftlichen Besitzstands. Der gemeinschaftliche Besitzstand umfasst sämtliche durch 

die Europäische Union und im Rahmen der Europäischen Union festgelegten Bestimmungen. 

16 http://europa.eu/scadplus/glossary/eu_communities_de.htm (15. Juli 2009).



Wie bereits im Text angedeutet, ist die EU auch eine rechtliche Organisation. Sie beruht auf drei Säulen: der Europäi-
schen Gemeinschaft, der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) sowie der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP) und letztlich auf der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen (PJZS). 
Der Europäische Rat, das Europäisches Parlament, der Rat der Europäischen Union und die Europäische Kommission 
gewährleisten als institutioneller Rahmen ein kohärentes und abgestimmtes Vorgehen der Union in den einschlägigen 
Politikfeldern. 

Die EU ist jedoch weder als Bundesstaat anzusehen noch als eine internationale Organisation wie etwa die UNO, in der 
die Regierungen zusammenarbeiten. Die einzelnen Mitgliedstaaten bündeln ihre Hoheitsrechte, um international mehr 
Einfluss zu erlangen und Fragen von gemeinsamem Interesse auf europäischer Ebene demokratisch zu klären (Sub-
sidiarität supranational). Dazu haben sie ihre Entscheidungsbefugnisse an die von ihnen geschaffenen Institutionen 
übertragen. 

Organe und Einrichtungen der Europäischen Union

Ausschüsse des Europäischen Parlaments
Das Europäische Parlament hat wie die nationalen Parlamente auch verschiedene Ausschüsse eingesetzt, die die 
Beratungen des Plenums vorbereiten. Die Fachausschüsse werden nach Bereichen wie Binnenmarkt, Landwirtschaft, 
Beschäftigung, Industrie und Recht gegliedert. Der Ausschuss Kultur und Bildung ist der Fachausschuss, der sich im 
Besonderen mit jugendpolitischen Aspekten beschäftigt. 

Europäischer Gerichtshof
Der Europäische Gerichtshof ist ein Organ der Europäischen Union mit Sitz in Luxemburg und wurde 1952 ins Leben 
gerufen. Der Gerichtshof sichert die Einhaltung des Rechts in allen EU-Mitgliedstaaten sowie die Rechtmäßigkeit inner-
halb der EU-Institutionen.

Europäische Kommission
Die Europäische Kommission (Sitz in Brüssel) ist ein überstaatliches, politisch unabhängiges Organ der EU und verkör-
pert und wahrt die allgemeinen Interessen derselben. Da fast ausschließliches ihr ein Initiativrecht bei der Rechtsset-
zung zukommt (sie kann also als einziges Organ neue Gesetze vorschlagen), wird die Kommission oft auch als Motor der 
europäischen Integration bezeichnet. Im Rahmen der Gemeinschaftspolitik bereitet sie die Rechtsvorschriften des Rats 
und des Parlaments nicht nur vor, sondern setzt diese auch um. Die Kommission hat verschiedene Politikbereiche; für 
die europäische Jugend ist der Bereich Kultur, Bildung und Jugend relevant.

Europäisches Parlament
Hier haben die Vertreter/innen der EU-Bürger/innen seit 1979 Sitz und Stimme. Das Europäische Parlament hat 785 
Abgeordnete, die sich nach der Bevölkerungszahl der Mitgliedstaaten verteilen.

Zu den Hauptaufgaben des Europäischen Parlaments zählen:
• Gesetzgebungsbefugnis: in den meisten Bereichen teilt sich das Parlament die Gesetzgebungsbefugnis mit dem Euro-

päischen Rat, insbesondere im Rahmen des Mitentscheidungsverfahrens,
• Haushaltsbefugnis: das Parlament übt gemeinsam mit dem Rat die Haushaltsbefugnisse aus, indem es den jährlichen 

Haushaltsplan verabschiedet sowie dessen Ausführung genehmigt und überwacht,
• Politische Kontrollbefugnis: das Parlament kontrolliert die Tätigkeit der Union/der europäischen Organe durch 

schriftliche oder mündliche Anfragen, die es an die Kommission und den Rat richtet. Außerdem kann es Untersu-
chungsausschüsse einsetzen, die befugt sind, nicht nur die Tätigkeit der EU-Organe, sondern auch das Vorgehen der 
Mitgliedstaaten bei der Durchführung der gemeinschaftlichen Politiken zu untersuchen. 
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Europäischer Rechnungshof
Der Europäische Rechnungshof, 1975 eingerichtet und seit 1992 offizi-
elles EU-Organ mit Sitz in Luxemburg, setzt sich aus einem/einer Staats-
angehörigen je Mitgliedstaat zusammen. Der Europäische Rechnungshof 
ist in der Ausübung seiner Tätigkeiten gänzlich unabhängig. Er prüft alle 
Einnahmen und Ausgaben der Europäischen Union (sowie alle von der Ge-
meinschaft geschaffenen Einrichtungen) und sorgt für ein effizientes Finanz-
management. Dabei legt er dem Europäischen Parlament und dem Rat der 
Europäischen Union regelmäßig Erklärungen über Zuverlässigkeit der Rechnungs-
führung und die Recht- und Ordnungsmäßigkeit der zugrunde liegenden Vorgänge 
vor und kann gleichfalls (seit Inkrafttreten des Vertrags von Amsterdam) auf Unregel-
mäßigkeiten hinweisen. 

Fachausschüsse der Parlamente, der Mitgliedstaaten sowie des EU-Parlaments
Seit 1989 tagen halbjährlich Abgeordnete aus den Fachausschüssen der Parlamente der Mitgliedstaaten sowie des Euro-
päischen Parlaments gemeinsam im Rahmen der Konferenz der Europa-Ausschüsse der nationalen Parlamente (COSAC).

Mit dem Inkrafttreten des Maastrichter Vertrags (1993) wurden die Kompetenzen der Europäischen Union auf Bereiche 
ausgedehnt, für die traditionell die Mitgliedstaaten zuständig sind, u. a. die Bereiche Justiz und Inneres. Die Bedeu-
tung des Informationsaustauschs zwischen den Parlamenten der Mitgliedstaaten und dem Europäischen Parlament 
wächst dadurch stetig.

Rat der Europäischen Union
Der Rat (Ministerrat) ist die oberste Entscheidungsinstanz der Europäischen Union. Hier treten die Minister/innen der 
Mitgliedstaaten zusammen. Der Rat hat seinen Sitz in Brüssel, kann aber auch in Luxemburg tagen.

Die Zusammensetzung des Rates kann sich je nach Bereichen unterscheiden: allgemeine Angelegenheiten und Außen-
beziehungen, Wirtschaft und Finanzen, Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz, Telekommu-
nikation und Energie, Umwelt, Bildung, Jugend und Kultur usw.

Im halbjährlichen Turnus übernimmt jedes EU-Land einmal den Ratsvorsitz. Die Entscheidungen des Rates werden auf 
politischer Ebene vom Ausschuss der Ständigen Vertreter/innen der Mitgliedstaaten (AStV) vorbereitet, der wiederum 
von Arbeitsgruppen aus Beamt/innen der Behörden der Mitgliedstaaten unterstützt wird.

Gemeinsam mit dem Parlament übt der Rat die Rechtssetzungs- und Haushaltsbefugnisse aus. Außerdem werden im Rat 
die wichtigsten Entscheidungen im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) sowie zur Koordi-
nierung der Wirtschaftpolitik (zwischenstaatlicher Ansatz) getroffen. 

Europäischer Rat
Im Europäischen Rat treten die Staats- oder Regierungschefs der Mitgliedstaaten der Europäischen Union regelmäßig 
zusammen. Er gibt die nötigen Impulse für die Weiterentwicklung der Europäischen Union und legt allgemeine Zielvor-
stellungen fest (Artikel 4 des Vertrags über die Europäische Union), wobei er jedoch nicht gesetzgeberisch tätig und 
kein Gemeinschaftsorgan ist.

Mindestens zweimal jährlich tagt der Europäische Rat unter Anwesenheit des Präsidenten der Europäischen Kommis-
sion. Bei Bedarf können jederzeit außerordentliche Sitzungen des Rates einberufen werden. Den Vorsitz des Europäi-
schen Rats stellt der Mitgliedstaat, der für sechs Monate die Präsidentschaft der Europäischen Union ausübt. 

Der Europäische Rat tagte erstmals 1975 und löste damit die zwischen 1961 und 1974 üblichen europäischen Gipfel-
konferenzen ab. Seit Mai 2004 finden alle Tagungen gemäß einer Erklärung zur Vorbereitung des Vertrags von Nizza in 
Brüssel statt.



Euro

Der Euro ist die gemeinsame Währung folgender Staaten in 
Europa, die eine Währungsunion bilden: Belgien, Deutsch-

land, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, 
Luxemburg, Malta, die Niederlande, Österreich, Portugal, Slo-

wenien, Spanien und Zypern. Der Euro gilt außerdem in Monaco, 
San Marino, Vatikanstadt, Montenegro und dem Kosovo als Zah-

lungsmittel. Der Name wurde 1995 von einer Versammlung des Eu-
ropäischen Rates in Madrid beschlossen. 

Europarat

Der Europarat wurde am 5. Mai 1949 ins Leben gerufen und ist eine internationale/ gesamt-
europäische Organisation mit derzeit 47 Mitgliedstaaten und Sitz in Straßburg, deren vorrangiges Ziel 

es ist, gemeinsame, verbindliche und demokratische Prinzipien zu entwickeln und die Menschenrechte zu schützen 
(Grundlage hierfür bildet die Europäische Menschenrechtskonvention). Der Europarat setzt sich aus Ministerkomitee, 
Parlamentarischer Versammlung, dem Kongress der Gemeinden und Regionen sowie dem Generalsekretär zusammen.

Charta der Grundrechte

Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union wurde am 7. Dezember 2000 auf der Tagung des Europäischen Rats 
von Nizza verkündet. Sie stützt sich unter anderem auf die Europäische Menschenrechtskonvention von 1950, die Euro-
päische Sozialcharta von 1989 sowie die verschiedenen Erklärungen des Europäischen Parlaments.

In ihren 54 Artikeln legt die Charta, die sich in sieben Kapitel gliedert, die Grundrechte in den Bereichen Würde des 
Menschen, Freiheit, Gleichheit, Solidarität, Bürgerrechte und justizielle Rechte fest. Speziell die Achtung der Men-
schenrechte wurde 1986 in der Präambel zur Einheitlichen Akte bestätigt und später im Vertrag über die Europäische 
Union (Artikel 6) festgeschrieben. Die Charta stellt gewissermaßen eine Erweiterung dieser Menschenrechtskonvention 
dar und enthält darüber hinaus Rechte, die nicht durch die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK), die auf 
den Schutz von bürgerlichen und politischen Rechten beschränkt ist, gewährleistet werden. Es handelt sich hierbei vor 
allem um die Rechte der Arbeitnehmer/innen, den Datenschutz, die Bioethik und das Recht auf gute Verwaltung.

Die Charta wurde in die europäische Verfassung eingefügt und ist als Grundrechtskatalog für alle Mitgliedstaaten der 
EU bindend.

Chancengleichheit
Die Chancengleichheit ist ein allgemeiner Grundsatz, dessen wesentliche Aspekte das Verbot jeder Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit, der ethnischen Herkunft, der Religion, der Weltanschauung oder Behinderung und 
die Gleichheit von Männern und Frauen sind. Dieser Grundsatz soll in allen Bereichen des wirtschaftlichen, sozialen, 
kulturellen und familiären Lebens zum Tragen kommen.

Die im Dezember 2000 angenommene Charta der Grundrechte der Europäischen Union beinhaltet ein Kapitel mit dem 
Titel „Gleichheit”, in dem die Grundsätze der Nichtdiskriminierung, der Gleichheit von Männern und Frauen und der Viel-
falt der Kulturen, Religionen und Sprachen bekräftigt werden. Dieses Kapitel behandelt ferner die Rechte der Kinder, die 
Rechte älterer Menschen und die Rechte von Menschen mit Behinderungen.

14



15Modul  EUROPA  •  Glossar

Arbeitsfelder der Europäischen Union

Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP)
Im Vertrag über die Europäische Union sind Bestimmungen und Ziele über eine Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik (GASP) festgelegt (Artikel 11). Die Ziele dieses zweiten Pfeilers der Union werden mit eigenen Rechtsinstru-
menten (gemeinsame Aktion, gemeinsamer Standpunkt) verfolgt, die der Rat einstimmig annimmt. Im Vertrag von 
Nizza (2001) wurde festgelegt, dass unter bestimmten Bedingungen zur Durchführung einer gemeinsamen Aktion oder 
zur Umsetzung eines gemeinsamen Standpunkts auf das Mittel der verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der GASP 
zurückgegriffen werden kann. Bei Fragen mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen ist eine verstärkte 
Zusammenarbeit allerdings ausgeschlossen.

Pfeiler der Europäischen Union
Der Begriff der „Pfeiler“ oder „Säulen“ wird meist mit dem Vertrag über die Europäische Union in Zusammenhang ge-
bracht. Danach besteht die Europäische Union aus folgenden drei Pfeilern:
• dem gemeinschaftlichen oder ersten Pfeiler, bestehend aus den drei Gemeinschaften - Europäische Gemeinschaft, 

Europäische Atomgemeinschaft (EURATOM) und der inzwischen aufgelösten Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (EGKS),

• dem Pfeiler der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, d. h. Titel V des Vertrags über die Europäische Union,
• dem Pfeiler der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen, d. h. Titel VI des Vertrags über die Eu-

ropäische Union. 

Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts
Um die Freizügigkeit der Bürger/innen überall in der Europäischen Union zu gewährleisten und schwere Kriminalität 
gemeinsam wirksamer als bisher zu bekämpfen, soll ein Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts geschaffen 
werden. Als sogenannter „dritter Pfeiler” ist die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit im Vertrag der Europäi-
schen Union gesetzlich verankert. 

Durch den Vertrag von Amsterdam wurden die Bereiche Asyl, Einwanderung und justizielle Zusammenarbeit „verge-
meinschaftet“. Der dritte Pfeiler bleibt somit bestehen. Die zum Bereich Justiz und Inneres gehörenden Materien sowohl 
des ersten als auch des dritten Pfeilers werden auch weiterhin in einem gemeinsamen Projekt zusammengefasst - dem 
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts.

Die vier Freiheiten
Die Grundfreiheiten der Europäischen Union sind eng mit dem Prinzip des gemeinsamen Raumes verbunden: dem Raum 
der Freiheit, der Sicherheit sowie des Rechts, Die Freiheiten beinhalten den freien Warenverkehr, die Personenfreizügig-
keit, die Dienstleistungsfreiheit und den freien Kapital- und Zahlungsverkehr.

Kyoto-Protokoll
Im Dezember 1997 wurde von den Vereinten Nationen im Zuge der weltweiten Klimaänderungen und Umweltschutzdis-
kussionen ein Protokoll zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen (United Nations Framework Convention of 
Climate Change - UNFCCC) verabschiedet. Die Industrieländer verpflichteten sich in diesem Protokoll, im Zeitraum von 
2008 bis 2012 den Ausstoß von sechs Treibhausgasen (z. B. Kohlendioxid, Methan, Stickstoffoxid) im Vergleich zu 1990 
um mindestens 5% zu senken. Am 31. Mai 2002 haben die Union und ihre Mitgliedstaaten das Kyoto-Protokoll ratifi-
ziert. Nach der Ratifizierung durch Russland im Jahre 2004 konnte das Protokoll am 16. Februar 2005 in Kraft treten und 
somit für die Unterzeichnerstaaten verbindlich werden.



Ausbau und Erweiterung der Europäischen Union - Beitrittskriterien (Kopenhagener Kriterien)
Jedes Land, das bei der Europäischen Union einen Antrag auf Mitgliedschaft stellt, hat die in Artikel 49 des Vertrags 
über die Europäische Union (EUV) festgelegten Bedingungen einzuhalten und die in Artikel 6 Absatz 1 EUV genannten 
Grundsätze zu achten. Auf seiner Tagung in Kopenhagen 1993 hat der Europäische Rat Beitrittskriterien festgelegt, die 
1995 in Madrid bestätigt wurden. Die Beitrittsländer müssen folgende Bedingungen erfüllen:
• Politisches Kriterium: institutionelle Stabilität als Garantie für demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die 

Wahrung der Menschenrechte sowie die Achtung und den Schutz von Minderheiten,
• Wirtschaftliches Kriterium: funktionsfähige Marktwirtschaft und Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Markt-

kräften innerhalb der Union standzuhalten,
• Acquis-Kriterium: Fähigkeit, die aus der Mitgliedschaft erwachsenden Verpflichtungen zu übernehmen und sich die 

Ziele der politischen Union sowie der Wirtschafts- und Währungsunion zu eigen zu machen. 

Heranführungsstrategie und Beitrittsverhandlungen geben Staaten hierfür den Rahmen und die erforderlichen Instru-
mente vor.

Schengen (Abkommen und Übereinkommen)
Am 14. Juni 1985 unterzeichneten Deutschland, Belgien, Frankreich, Luxemburg und die Niederlande das sogenannte 
Schengener Abkommen. Ziel dieses Abkommens ist die schrittweise Aufhebung der Grenzkontrollen an den gemeinsa-
men Grenzübergängen sowie die Regelung des freien Personenverkehrs aller Staatsangehörigen der Unterzeichnerstaa-
ten, der anderen Staaten der Gemeinschaft und von Drittländern.

Das Schengener Übereinkommen aus dem Jahr 1990 (erst 1995 in Kraft getreten) ergänzt das Abkommen. Es legt die 
Bedingungen für die Anwendung und Garantien für die Umsetzung des freien Personenverkehrs fest. 
Nach und nach weitete sich das Schengener Abkommen auf alle Mitgliedstaaten aus. Das Vereinigte Königreich hat den 
Schengen-Besitzstand jedoch nur zum Teil übernommen und die Grenzkontrollen beibehalten. Die zwei Drittstaaten Is-
land und Norwegen gehören seit 1996 dem Schengen-Raum an. Ihre Mitwirkung am Entscheidungsprozess ist allerdings 
begrenzt. Die Schweiz hat ein Verfahren zur Übernahme des Schengen-Besitzstands eingeleitet.

Symbole

Die Europäische Flagge
Die europäische Flagge ist nicht nur ein Symbol für die Europäische Union, sondern auch für die Einheit und in einem 
weiteren Sinne auch für die Identität Europas. Der Kreis der goldenen Sterne symbolisiert die Solidarität und Harmonie 
zwischen den europäischen Völkern. Dabei hat die Zahl der Sterne nichts mit der Anzahl der Mitgliedstaaten zu tun, 
sondern ist traditionell das Symbol der Vollkommenheit. 

Vor der Gründung der EU hatte sich bereits der Europarat konstituiert, der für Menschenrechte und die europäische Kul-
tur eintrat. Er hatte das Motiv der späteren Europaflagge entworfen: einen Kreis von zwölf goldenen Sternen vor einem 
blauen Hintergrund. Im Sinne der Einheit forderte der Europarat die anderen europäischen Institutionen auf, die Flagge 
zu übernehmen. Dieser Aufforderung folgte das Europäische Parlament im Jahr 1983. 1985 wurde die Flagge schließlich 
von allen Staats- und Regierungschefs als offizielles Emblem der Europäischen Union, die sich damals noch Europäische 
Gemeinschaft nannte, angenommen. 

Die europäische Flagge ist das einzige Emblem der Europäischen Kommission, also der Exekutive der Union. Andere EU-
Organe und Einrichtungen verwenden zusätzlich zur europäischen Flagge eigene Embleme.

Hymne
Die Hymne der Europäischen Union ist dem Schlusssatz der berühmten Sinfonie Nr. 9 (1823) Ludwig van Beethovens 
entnommen, in dessen Finale die nicht minder bekannte „Ode an die Freude“ (1785) von Friedrich von Schiller vertont 
wurde. Beethoven, selbst dem Geist des Idealismus verhaftet, ließ sich von Schillers Vision der Brüderlichkeit aller Men-
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schen, den Idealen von Freiheit, Frieden 
und Solidarität, inspirieren und verhalf 
diesen Gedanken zum musikalischen Tri-
umph. Wieder war es der Europarat, der die-
ses bedeutungsschwere Symbol zur eigenen 
Hymne machte (1972) und den Dirigenten Her-
bert von Karajan damit beauftragte, drei Instru-
mentalfassungen – für Solopiano und Blas- sowie 
Symphonieorchester – zu arrangieren: ohne Worte, 
in der universalen Sprache der Musik und Völker ver-
bindend. 1985 wurde sie von den Staats- und Regierungs-
chefs der Union als offizielle Hymne der Europäischen Union 
angenommen und soll die Werte der EU – Freiheit, Gleichheit, 
Solidarität und Frieden – versinnbildlichen. 

Europatag  
Robert Schuman, auch als Vater der Europäischen Union bezeichnet, unterbreitete 
am 9. Mai 1950 den Vorschlag für ein Vereintes Europa als unerlässliche Voraussetzung für die 
Aufrechterhaltung friedlicher Beziehungen.

Dieser Vorschlag, der als „Schuman-Erklärung“ bekannt wurde, gilt als Grundstein der heutigen Europäischen Union.
Der 9. Mai wurde als ‚Gründungstag‘ zu einem Europäischen Symbol, welches zusammen mit der Flagge, der Hymne und 
der einheitlichen Währung (Euro) die Einheit der Europäischen Union darstellt. 

Das Motto 
„In Vielfalt geeint“, so lautet das offizielle Motto der Europäischen Union und steht für den friedlichen Zusammen-
schluss einer Vielzahl von Kulturen, Traditionen und Sprachen, die als Bereicherung für den gesamten Kontinent ange-
sehen werden.

Verträge

Der Vertrag über die Gründung der Gemeinschaft für Kohle und Stahl
Der von Frankreich, Italien, Deutschland und den Benelux-Ländern am 18. April 1951 in Paris unterzeichnete und am 
23. Juli 1952 in Kraft getretene Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) 
entstand unmittelbar nach und aufgrund des Zweiten Weltkrieges. Jean Monnet und Robert Schuman entwickelten 
das Konzept einer Union der Schwermetallindustrie und gründeten die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
die später auch als Montanunion bezeichnet wurde. Während der Vertragsverhandlungen einigten sich die sechs Grün-
dungsmitglieder auf 100 Artikel und eine Laufzeit von 50 Jahren (der Vertrag lief am 23. Juli 2002 aus). Ziel des Ver-
trags war es, durch den Zusammenschluss des Marktes für Kohle und Stahl, die wirtschaftliche und soziale Situation der 
Menschen zu verbessern. Mit der Errichtung eines gemeinsamen Marktes wurde u. a. der freie Warenverkehr eingeführt. 
Die Organe der Europäischen Gemeinschaft (Hohe Behörde, Versammlung, Ministerrat und Gerichtshof) wurden mit dem 
Aufbau und der Sicherung des gemeinsamen Marktes beauftragt. Nicht nur die wirtschaftliche Bilanz der EGKS ist dabei 
positiv ausgefallen, auch die von der EGKS installierten Sozialsysteme (Berufsbildung, Mobilitätsbeihilfen, vorzeitiger 
Ruhestand usw.) wuchsen und gewannen zusehends an Bedeutung. Der Vertrag zur Gründung einer Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl legte den Grundstein für das Zusammenwachsen Europas und wurde durch die folgenden Verträge stetig 
ausgeweitet, modifiziert und verbessert.



Der Vertrag von Rom
Mit dem Vertrag von Rom wurde am 25. März 1957 die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) ins Leben gerufen, 
die am 1. Januar 1958 in Kraft trat. Zur gleichen Zeit unterzeichneten die Mitgliedstaaten auch den Vertrag zur Grün-
dung der Europäischen Atomenergiegemeinschaft (EURATOM), weshalb beide Verträge zusammen auch als Römische 
Verträge betitelt werden. Mit dem Vertrag von Rom, der 240 Artikel umfasst, sollen – neben dem Ausbau der wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit durch die Schaffung eines gemeinsamen Marktes und der Errichtung einer Zollunion – vor allem 
auch gemeinsame Politiken entwickelt werden. Diese werden durch die Schaffung einer Europäischen Investitionsbank 
und eines Europäischen Sozialfonds begleitet, wodurch die Beschäftigungsmöglichkeiten, -verhältnisse und Lebensbe-
dingungen der EU-Bürger/innen nachhaltig verbessert werden sollen. Übergeordnetes Ziel sind dabei die „vier Freihei-
ten”: Freiheit der Person, der Warenverkehr, der Dienstleistung und des Kapitals.
Die Organe der Europäischen Gemeinschaft werden durch die Römischen Verträge ebenfalls ausgebaut. Um ein instituti-
onelles Gleichgewicht herzustellen, sollen der Rat, die Kommission und das Europäische Parlament zusammenarbeiten, 
wobei die Kommission Vorschläge unterbreiten, der Rat Direktive ausarbeiten und das Parlament beratend agieren soll. 
Neben dem Parlament gibt es jedoch ein weiteres Organ, das beratend tätig ist: der Wirtschafts- und Sozialausschuss. 
Gemäß dem Abkommen über gemeinsame Organe werden die Befugnisse im Rahmen des EWG- und EURATOM-Vertrages 
durch eine einzige parlamentarische Versammlung und einen einzigen Gerichtshof wahrgenommen. 

Der Fusionsvertrag
Der am 1. Juli 1967 in Kraft getretene Fusionsvertrag – Vertrag von Brüssel – führt einen einheitlichen Haushalts-
plan ein und veranlasst, dass der Rat und die Kommission zu gemeinsamen Organen der Europäischen Gemeinschaften 
(EGKS, EWG, EURATOM) werden. Die drei Ministerräte, zwei Kommissionen und die Hohe Behörde werden somit ersetzt.

Die Einheitliche Europäische Akte (EEA)
Die EEA, die in Luxemburg und Den Haag unterzeichnet wurde und 1987 in Kraft trat, verlieh der Verwirklichung des 
Binnenmarktes neue Dynamik, stellte eine erste nachhaltige Änderung des EWG-Vertrags dar und erweiterte die Zu-
ständigkeitsbereiche der Gemeinschaft. Ziel war es insbesondere, den Europäischen Einigungsprozess voranzutreiben 
und einen Binnenmarkt zu verwirklichen. Dafür musste jedoch ein Vertrag über eine gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik unterzeichnet und die Befugnisgewalt der EU-Organe ausgeweitet bzw. generell institutionelle Änderungen 
vorgenommen werden (dies führte u. a. zur Erleichterung der Beschlussfassung des Rates, der nun mit qualifizierter 
Mehrheit Entscheidungen treffen konnte). Die EEA führte etwa den Europäischen Rat ein, der eine Institutionalisierung 
der Staats- und Regierungschefs-Konferenzen zur Folge hatte. Zudem wurden die Rechte des Europäischen Parlaments 
gestärkt.

Durch die EEA wurde der gemeinsame Markt am 1. Januar 1993 endgültig in einen Binnenmarkt umgewandelt und mit 
den institutionellen Änderungen maßgeblich der Weg für die Europäische Union geebnet. 

Vertrag von Maastricht
Mit dem Vertrag von Maastricht, dem sogenannten Vertrag über die Europäische Union, gehen die EGKS, die EWG und 
EURATOM sowie die Institutionen der Bereiche Außenpolitik, Justiz, Polizei und Verteidigung schließlich in der Euro-
päischen Union auf. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft wurde zur Europäischen Gemeinschaft und neue Formen 
der Zusammenarbeit zwischen den Regierungen der Mitgliedstaaten in den Bereichen Verteidigung, Justiz und Inneres 
eingeführt. 

Der am 7. Februar 1992 in Maastricht unterzeichnete und am 1. November 1993 in Kraft getretene Maastrichter-Vertrag 
setzt die Europäische Union auf drei Grundpfeiler: gemeinsame Wirtschaft (Europäische Gemeinschaft), Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) sowie polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen. Aus einer ehe-
mals auf eine gemeinsame Wirtschaft fokussierte Gemeinschaft wurde – mit der Verwirklichung eines Binnenmarktes 
– ein Zusammenschluss mit zunehmend politischer Ausrichtung (die Politikbereiche umfassten nun: Industriepolitik, 
transeuropäische Netze, Verbraucherschutz sowie soziale Komponenten wie die allgemeine und berufliche Bildung, die 
Jugend und die Kultur).
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Mit und durch den Vertrag sollten die Europäischen Organe erneut stärkere Legitimation erhalten und demokratischer 
und effizienter werden. So wurde etwa dem Europäischen Parlament mehr Gewicht zugesprochen (das Parlament kann 
nun gemeinsam mit dem Rat Rechtsakte erlassen). Ziele waren darüber hinaus eine Wirtschafts- und Währungsunion, 
die den Binnenmarkt komplettieren sollten, die Gestaltung einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie die 
Entwicklung einer sozialen und solidarischen Gemeinschaft.

Die Zusammenarbeit im Bereich der Europäischen Gemeinschaft (erste Säule) folgt bei der Europäischen Union dem 
Gemeinschaftsprinzip. Die Kommission erarbeitet einen Vorschlag und legt diesen dem Rat und Parlament vor, die 
ihrerseits den Vorschlag an- oder ablehnen und somit möglichst gleichberechtigt allen Organen ihr Mitspracherecht 
erhalten. Der Europäische Gerichtshof achtet währenddessen auf die Einhaltung des gemeinschaftlichen Rechts. Mit 
der zweiten Säule wird den Mitgliedstaaten eine einheitliche außenpolitische Zusammenarbeit ermöglicht (die zweite 
Säule ersetzt quasi die Beschlüsse der EEA), wobei die Beschlüsse hier überwiegend einstimmig vom Rat gefasst werden 
(Regierungszusammenarbeit). Durch das gemeinsame Handeln im Bereich des Inneren und der Justiz (dritte Säule) 
soll den Bürger/innen ein Raum der Sicherheit, der Freiheit und des Rechts gewährleistet werden. Auch hier gilt das 
Verfahren der Regierungszusammenarbeit. Richtschnur aller europäischen Zusammenarbeit ist jedoch das Prinzip der 
Subsidiarität, um Entscheidungen möglichst „bürgernah” zu treffen.

Ein wesentlicher, neuer Aspekt, der mit dem Maastrichter-Vertrag in Erscheinung trat, war der der Unionsbürgerschaft. 
Jede/r Staatsbürger/in eines Mitgliedslandes erhält die Unionsbürgerschaft, die ihm/ihr das Recht einräumt, sich frei 
in der Union zu bewegen, niederzulassen, Schutz eines anderen Mitgliedstaats zu beanspruchen sowie beim Europäi-
schen Bürgerbeauftragten Beschwerde einzureichen oder aber beim EU-Parlament eine Petition vorzulegen.

Vertrag von Amsterdam
Der Vertrag ist auf der Tagung des Europäischen Rates von Amsterdam (16.-17. Juni 1997) angenommen, im Oktober 
des selben Jahres von den Außenminister/innen der 15 Mitgliedstaaten unterzeichnet worden und am 1. Mai 1999 in 
Kraft getreten. 

Mit dem Amsterdamer Vertrag sind Bestimmungen des Vertrags über die Europäische Union (EU-Vertrag von Maastricht), 
der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften (Römische Verträge) und einiger mit diesen Verträgen zu-
sammenhängenden Rechtsakte geändert und neu nummeriert worden. So wurden beispielsweise Bestimmungen über 
eine gemeinschaftliche Beschäftigungspolitik aufgenommen und einige Teile des Bereichs des Inneren und der Justiz 
vergemeinschaftet.

Vertrag von Nizza
Der am 26. Februar 2001 unterzeichnete Vertrag von Nizza ist am 1. Februar 2003 in Kraft getreten. Er ist das Ergebnis 
der im Februar 2000 eröffneten Regierungskonferenz, die sich im Hinblick auf den Beitritt neuer Mitgliedstaaten (Er-
weiterung auf 25 Mitgliedsstaaten im Jahre 2004 und auf 27 im Jahre 2007) mit der Anpassung der Funktionsweise der 
europäischen Institutionen befassen sollte.

Der Vertrag von Nizza bereitete den Weg für eine institutionelle Reform, die angesichts der Erweiterung der Europä-
ischen Union um mehrere ost- und südeuropäische Länder notwendig war. Seit der letzten Erweiterung am 1. Januar 
2007 beruht die Union somit auf dem EU- und dem EG-Vertrag in den zuletzt durch die Verträge von Nizza, Athen und 
Luxemburg geänderten Fassungen.

Die Reformen durch den Vertrag von Nizza betreffen vor allem die Begrenzung der Größe der Kommission und ihre 
Zusammensetzung. Darüber hinaus wurde das Abstimmungsrecht bzw. die Stimmgewichtung des Rates modifiziert und 
auf die qualitative Mehrheit ausgeweitet sowie flexiblere Formen der Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten initiiert. Im 
Anhang des Vertrags findet sich die „Erklärung zur Zukunft der Union“, die beschreibt, welche Schritte erforderlich sind, 
um die institutionellen Reformen weiter voranzubringen. 



Nachdem einige Staats- und Regierungschefs mit 
der Ratifizierung des Vertrags ihre Schwierigkeiten 
hatten und es im Jahre 2005 eine Phase des Nach-
denkens über die Zukunft Europas gab, haben die eu-

ropäischen Häupter auf der Tagung des Europäischen 
Rats vom 21./22. Juni 2007 einen Kompromiss verein-

bart. Es wurde ein Mandat für die Einberufung einer Re-
gierungskonferenz erteilt, die anstelle einer Verfassung 

einen „Reformvertrag“ für die Europäische Union ausar-
beiten und verabschieden sollte. Der Vertrag von Lissabon 

ist das Ergebnis dieser Regierungskonferenz.

Vertrag von Lissabon
Die Staats- und Regierungschefs haben sich – unter Berücksichtigung 

der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungen – mit dem 
Vertrag von Lissabon auf neue Regeln geeinigt, in denen die künftigen Auf-

gabenbereiche der Union und deren Funktionsweise festgelegt sind. Durch diesen 
Vertrag sollen die europäischen Institutionen und ihre Arbeitsverfahren aufeinander 

abgestimmt, die demokratische Legitimität der Union gestärkt und das Fundament ihrer 
Grundwerte gefestigt werden. 

Der Vertrag von Lissabon, der am 13. Dezember 2007 unterzeichnet wurde, ist das Ergebnis der Regierungskonferenz, 
auf der Verhandlungen zwischen den Mitgliedstaaten sowie der Europäischen Kommission und dem Europäischen Parla-
ment über die institutionelle Reform der EU und Debatten über eine Verfassung für Europa17 geführt wurden. 

Bevor er in Kraft treten kann, muss der Vertrag von allen 27 Mitgliedstaaten ratifiziert und die Ratifizierungsurkunden 
in Rom hinterlegt werden. Bislang haben alle Mitgliedstaaten außer Irland den Vertrag ratifiziert.

Handlungsfelder nach Lissabon
Um die Handlungsfähigkeit der EU zu erhalten, müssen folgende Aspekte berücksichtigt werden: 

1. Ein demokratischeres und transparenteres Europa: Das Europäische Parlament und die nationalen Parlamente sol-
len größeren Einfluss und die Bürger/innen mehr Mitspracherecht erhalten. 

• Die Kompetenzen des Europäischen Parlaments sollen in Bezug auf die Gesetzgebung, den Haushalt und internati-
onale Übereinkommen erweitert werden und auf diese Weise wesentlich zur Gleichberechtigung zwischen Europäi-
schem Parlament und Rat beitragen. 

• Die Möglichkeiten der nationalen Parlamente sich in die Entscheidungsprozesse bzw. Arbeit der EU einzubringen, 
sollen ebenfalls erweitert werden. Wie in vielen Bereichen soll auch hier das Prinzip der „Subsidiarität“ gelten und 
die EU erst dann eingreifen, wenn auf der Ebene der EU bessere Ergebnisse vermutet werden. 

• Die Bürger/innen der Mitgliedstaaten erhalten durch die Möglichkeiten von Bürgerinitiativen ein größeres Mitspra-
cherecht und können die Kommission dazu auffordern, neue politische Vorschläge zu unterbreiten. 

• Die Zuständigkeitsbereiche der EU werden stärker fixiert und so die Beziehung zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Europäischen Union klarer. 

• Mit dem Vertrag von Lissabon wird erstmals der freiwillige Austritt eines Mitgliedstaates aus der Union ermöglicht. 
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2. Ein effizienteres Europa: Die Organe und Institutionen der EU werden reformiert bzw. modernisiert (d. h. insbeson-
dere vereinfachte Arbeitsmethoden und Abstimmungsregeln), um die Handlungsfähigkeit der EU und der einzelnen 
Mitgliedstaaten zu bewahren und zu erhöhen. 
• Um schneller und effizienter Entscheidungsfindungsprozesse abzuschließen, wird die Beschlussfassung mit quali-

fizierter Mehrheit im Rat auch auf andere Politikbereiche ausgedehnt. Ab 2014 wird die qualifizierte Mehrheit nach 
der doppelten Mehrheit von Mitgliedstaaten und Bevölkerung berechnet und ist damit Ausdruck der doppelten 
Legitimität der Europäischen Union. 

• Zur Effizienzsteigerung bedarf es auch modernisierter, schlankerer und transparenterer Institutionen. Der Vertrag 
von Lissabon sieht neben der Wahl eines Europäischen Ratspräsidenten (Amtszeit: zweieinhalb Jahre) auch neue 
Bestimmungen für die künftige Zusammensetzung des Europäischen Parlaments, für eine Verkleinerung der Kom-
mission sowie klarere Richtlinien für Finanzvorschriften und die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten vor. 

3. Ein Europa der Rechte und Werte, der Freiheit, Solidarität und Sicherheit: Die Werte der Europäischen Union sol-
len gefördert, die Charta der Grundrechte stärker manifestiert und die europäischen Bürger/innen besser geschützt 
werden.
• Der Vertrag von Lissabon verpflichtet sich ebenfalls den der Europäischen Union zugrunde liegenden demokrati-

schen Werten und Zielen und sucht sie zu stärken. 
• Der Vertrag baut auf den bestehenden Bürgerrechten und der Charta auf und erweitert diese durch neue Rechte. 

Insbesondere den Bestimmungen der Charta wird durch den Vertrag von Lissabon Rechtsverbindlichkeit verlie-
hen. 

• Mit dem Vertrag wird sich für die sozialen, politischen und wirtschaftlichen Freiheiten der europäischen Bürger/in-
nen sowie für die vier Grundfreiheiten verbürgt. 

• Im Sinne der Gemeinschaft und des Zusammenhalts innerhalb der EU verpflichten sich die Mitgliedstaaten zu so-
lidarischem Handeln in Notsituationen (Solidaritätsklausel), etwa im Falle eines terroristischen Anschlags, einer 
Naturkatastrophe oder von Versorgungsproblemen jeglicher Art (z. B. im Energiebereich).

• Der Kompetenzbereich der EU wird erweitert. Somit wird sie in Krisensituationen handlungsfähiger. Durch neue 
Bestimmungen auf dem Gebiet des Zivilschutzes, der humanitären Hilfe und öffentlichen Gesundheit soll die Euro-
päische Union im Falle von Anschlägen u. Ä. die Sicherheit ihrer Bürger/innen gewährleisten.

4. Europa als Global Player: Um in der sich beständig wandelnden und globalisierten Welt weiterhin Bestand zu ha-
ben und Einfluss geltend zu machen, werden die außenpolitischen Instrumente der EU zusammengefasst. Mit dem 
Vertrag von Lissabon werden die wirtschaftlichen, humanitären, politischen und diplomatischen Stärken Europas 
genutzt, die die gemeinsamen europäischen Interessen und Werte fördern, gleichsam aber auch die individuellen 
außenpolitischen Interessen der Mitgliedstaaten wahren sollen.
• Durch einen neuen Hohen Vertreter der Europäischen Union für die Außen- und Sicherheitspolitik, der gleichzeitig 

Vizepräsident der Europäischen Kommission ist, soll die Stringenz, Präsenz und Relevanz der EU-Außenpolitik 
erhöht werden. Dabei soll er durch einen neuen Europäischen Auswärtigen Dienst unterstützt werden.

• Mit dem Vertrag von Lissabon erhält die EU Rechtspersönlichkeit und damit die Möglichkeit, als gestärkte Einheit 
und Verhandlungsmacht internationale Abkommen zu schließen oder aber internationalen Organisationen beizu-
treten.



Nachdem das theoretische Gerüst aufgestellt wurde, folgen jetzt die Ausführungen zur praktischen Anwendung der 
Ausbildungseinheit. In einer tabellarischen Übersicht – dem ZIM – werden die einzelnen Komponenten der Ausbildung 
aufgelistet und in einem anschließenden Methodenkatalog ausführlicher beschrieben. Bei der Ausgestaltung sind da-
bei der Kreativität und Fantasie keine Grenzen gesetzt und ihr als Teamer/innen dazu aufgefordert, die Methoden zu 
erproben, zu verbessern oder aber auch zu verwerfen.

Die Teilnehmer/innen sollen sich in der folgenden Ausbildungseinheit mit dem Themengebiet Europa vertraut machen, 
sich ihren eigenen Erfahrungsstand vergegenwärtigen und eine Vorstellung von Europa, dessen Entwicklung, Struktu-
ren, Chancen und Problemen gewinnen. 
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4. Die Ausbildungseinheit

Inhalt

Begrüßung der TN zum Seminar

Warm-Up

Warm-Up

Heranführung, Geographie

Pause

Interkulturelles Lernen; euro-
päische Identitäten entwickeln

Heranführung EU: Strukturen, 
Geschichte, Verträge 

Pause

Anhand der Fragen, die sich aus 
dem Quiz ergeben, werden The-
men- bzw. Bearbeitungsschwer-
punkte für eine vertiefende 
Auseinandersetzung festgelegt

Ziel

Begrüßung; Klärung des 
Ablaufs und organisatorischer 
Angelegenheiten; Vorstellung 
der Ziele

TN sollen auf die Gruppe 
eingestimmt werden, sich 
kennen lernen, auflockern und 
konzentrieren

TN sollen sich ihren individuel-
len Erfahrungsstand bewusst 
machen

TN werden an das Thema her-
angeführt und gewinnen eine 
räumliche Vorstellung von 
Europa; Verdeutlichung der 
begrifflichen Mehrdeutigkeit

Bewusstmachung eigener 
Vorurteile, Stereotype und 
Ängste; Meinungsaustausch 
und Entwicklung von toleran-
ten Einstellungen

Ermittlung des Wissenstandes 
der TN

TN erarbeiten gemeinsam, wel-
che Themen den Jugendlichen 
für eine weitere Auseinander-
setzung wichtig sind

Methode

Hip-Hop-Zack 

Europa Step by 
Step

Europa zeichnen 

Euro-Rail „A la 
Carte” 

Europa-Activity 

Alles-an-Bord

Material

Anlage 1

Anlage 2

Anlage 3 Flip-
Chart, Stifte, 
Kontroll- bzw. 
Vergleichskarte

Anlage 4 

Anlage 5

Anlage 6 
Papier, Stifte, 
Stellwände

Zeit

15–30 Minuten

10 Minuten

10 Minuten

20 Minuten

50 Minuten

60 Minuten

10 Minuten
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80 Minuten

50 Minuten

30 Minuten

15 Minuten

TN setzen sich individuell mit 
einem Thema auseinander, 
vertiefen ihr Wissen und 
können es den anderen TN 
konzentriert wiedergeben

TN konkretisieren Wissen und 
übertragen es auf eigene 
Lebenssituation

TN machen sich Chancen und 
Probleme bewusst, versuchen 
Lösungen zu finden und reflek-
tieren diese gemeinsam

TN reflektieren Fortbildung 
und Inhalt – geben gleichzei-
tig Feedback

vertiefende Beschäftigung mit 
der Europäischen Union, ihren 
Institutionen, ihrer Struktur, 
Geschichte und Erarbeiten 
eines Kurzreferats

Pause

Die zuvor eher abstrakten 
Informationen zur EU, ihrer 
Entwicklung und Struktu-
ren sollen nun konkretisiert 
werden und auf Bereiche des 
Alltags übertragen werden 
– In welchen Bereichen kommt 
man mit der EU (im Alltag) in 
Berührung?

Chancen und Probleme (auch in 
Hinblick auf Jugendpartizipati-
on) der EU werden gemeinsam 
diskutiert und die Bausteine 
anschließend „aus dem Weg 
geräumt” 

Was nehme ich aus dem 
Seminar mit, was ist/bedeutet 
für mich Europa, was lasse ich 
hier?

Gruppenarbeit 
(Kleingruppen) 
mit anschließen-
der Präsentation

Europa – 
Wo bist du?

Europäische Bau-
steine (entweder 
vorbereitet oder 
jeder TN bereitet 
im Seminar einen 
Karton vor)

Postkarten aus 
Europa 

Anlage 7 
2er-Teams, 
Handout bzw. 
Quellenmaterial, 
Stifte, Papier, 
Schere, Kleber, 
Flip-Chart

Anlage 8

Anlage 9
Kartons, Filz-
stifte

Anlage 10

Information zur juleica-Verlängerung; Verabschiedung

Alternativ zu dieser Schulungseinheit kann das gesamte Fortbildungsseminar auch als Open Space konzipiert werden.



Methode 1: Hip Hop Zack
Ziele: Die TN sollen auf die Gruppe eingestimmt werden, gleichzeitig dient die Übung der Lockerung, dem ‚unterhalt-
samen‘ Kennenlernen und soll die Konzentrationsbereitschaft der TN herstellen.

Zeit: 10 Minuten

TN: 5+

Material: ein Raum – Stühle und Tische weggeräumt

Beschreibung: Bei diesem Bewegungs- und Koordinationsspiel soll durch bestimmte Kommandos aus einer geordne-
ten Struktur Unordnung entstehen und die TN sollen in unkomplizierter Weise in Kontakt zueinander gebracht werden. 
Dafür bilden alle TN zunächst einen Kreis und laufen im Uhrzeigersinn. Nachdem dies kurz geprobt wurde, wird das 
erste Kommando „Hip” erklärt, eingeführt und probiert. Anschließend werden nach und nach die weiteren Kommandos 
eingeführt und getestet. Wenn dies verinnerlicht wurde, kann nach und nach das Tempo erhöht werden, bis die Gruppe 
in ein völliges Wirrwarr gerät.

Kommandoerklärung:
Hip = Richtungswechsel, halbe Drehung und weiterlaufen
Hop = eine ganze Drehung und weiterlaufen 
Zack = rückwärts laufen, bzw. wenn man rückwärts läuft wieder zum Vorwärtsgang wechseln

24

5. Methodenkatalog
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Methode 2: Europa Step by Step
Ziele: Die TN sollen sich individuelle Erfahrungen mit Europa (positive und negative) bewusst machen: Europa in der 
eigenen Familie, im Freundeskreis, beim Reisen. So sollen sie erkennen, dass sie schon öfter mit der EU in Berührung 
gekommen sind, als sie vielleicht vermuteten. Daher sollten die Sätze auch so gewählt werden, dass möglichst viele 
der TN zum Ende des Spiels an der Spitze stehen und ihnen so bewusst gemacht werden kann, wie oft sie schon mit der 
Europäischen Union in Berührung gekommen sind bzw. wie viel sie bereits über die EU wissen.

Zeit: 10 Minuten

TN: 5+

Material: Seil für den Boden, 12 große Punkte aus Papier o. Ä.

Zu Beginn legt der/die Teamer/in das Seil lang auf den Boden, kennzeichnet mit Papierpunkten Anfang und Ende, teilt 
das Seil mit den restlichen Punkten in zehn gleich große Abschnitte und erläutert das Spiel. 

Beschreibung: Der/die Teamer/in liest nacheinander Sätze vor. Trifft die jeweilige Aussage auf die TN zu, dürfen die-
se eine Stufe nach oben/vorn treten. Trifft die Äußerung nicht zu, so bleibt der/die jeweilige TN stehen. Nach jedem Satz 
kann der/die Teamer/in in Form eines Blitzlichtes die TN zu den Themen bzw. Äußerungen befragen und dazu anregen, 
darüber nachzudenken und gleichzeitig die Antworten zu überprüfen. Der-/Diejenige, der/die zum Ende des Spiels am 
obersten Ende des Pfeils steht, ist ‚Europa-Spezialist’. 

Beispielsätze:
• Alle, die schon mal ein anderes europäisches Land besucht haben, treten vor.
• Alle, die schon mal an einem Schüleraustausch oder anderem europäischen Austausch teilgenommen haben, treten 

vor.
• Alle, die schon mal mit einem Zug durch Europa gefahren sind, treten vor.
• Alle, die schon mal einen ‚ausländischen‘ Euro im Portemonnaie hatten, treten vor.
• Diejenigen, die schon einmal südeuropäische Speisen gegessen haben, treten vor.
• Die, die Freunde oder Bekannte in einem europäischen Partnerstaat haben, treten vor.
• Diejenigen, die eine andere europäische Sprache sprechen, treten vor.
• Alle, die die Europawahl als wichtig erachten, treten vor.
• Die, die schon mal den Eurovision Song Contest verfolgt haben, treten vor.
• Alle, die die Europäische Hymne kennen, treten vor. 
• Alle, die ein anderes europäisches Symbol kennen, treten vor.
• Alle, die schon mal über eine europäische Grenze gefahren sind, ohne ihren Pass zu zeigen, treten vor.
• Alle, die eine Europäische Institution kennen, treten vor.
• …



Methode 3: Europa zeichnen
Ziele: Die TN werden an das Thema herangeführt und gewinnen eine räumliche Vorstellung von Europa.

Zeit: 20 Minuten

TN: 5+

Material: Flip-Chart, Stifte, Kontroll- bzw. Vergleichskarte18 

Beschreibung: In dieser Übung sollen die Länder und Hauptstädte benannt und zugeordnet werden. Dafür müssen 
die TN – als Gruppe - die Grenzen und Städte einzeichnen. Anschließend kann ausgewertet werden. Leitfragen hierfür 
könnten sein: 
• Was war schwierig?
• Was war leicht und warum?
• Was ging euch durch den Kopf?
• Was wurde vergessen?
• Was bezeichnet der Begriff Europa alles? Was kann er bedeuten?
• Wo beginnt Europa für einen selbst? Wo hört es auf?
• Was ist der Unterschied zwischen Europa und EU?

Variante: Bei einer TN-Zahl von mehr als zehn Personen kann die Gruppe auch in vier Kleingruppen aufgeteilt werden, 
wobei jede einen Teil Europas bearbeitet: Nord-, Süd-, Ost- und Westeuropa. Dafür wird die Europakarte in die jeweiligen 
Teile zerschnitten und nach der Bearbeitung wieder zusammengefügt.

Eine weitere Alternative, die etwas bunter ist: Die TN malen in die Karte, was ihnen zu den jeweiligen Ländern ein-
fällt und was sie mit Land und Leuten assoziieren. Wichtig hierbei ist, dass die Auswertung sehr sorgfältig und behutsam 
geführt wird und erste Stereotype thematisiert und bewusst gemacht werden.
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18 Karte beispielsweise herunterzuladen unter: http://ec.europa.eu/publications/booklets/others/58/countries2007/de.pdf oder 
 http://europa.eu/abc/maps/index_de.htm.
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Methode 4: Euro-Rail „A la Carte”19

Ziel: Bewusstmachung eigener Vorurteile, Stereotypen und Ängste gegenüber Personengruppen, Nationalitäten usw. 
Die TN sollen ihre Meinungen (argumentativ) austauschen und dabei einen toleranten Umgang miteinander entwickeln 
bzw. ausbauen/stärken. Denn Vorurteile, die wir uns bewusst machen, können wir auch korrigieren – Ziel ist hier diese 
Bewusstmachung. 

Achtung: Dies ist eine Methode, die durchaus Probleme aufwerfen könnte, wenn TN etwa gänzlich an ihren Vorurtei-
len haften bleiben oder sich gar nicht erst auf die Übung einlassen. Die Übung schafft aber auch sehr schnell eine gute 
Kommunikationsgrundlage. Wichtig sind offene und tolerante TN.

Zeit: 50 Minuten

TN: 5+

Material: Aufgabenzettel und Stifte

Beschreibung: Die TN begeben sich hier auf eine imaginäre Zugfahrt durch Europa – mit einem Interrail-Ticket und 
verschiedenen fremden Personen unterschiedlicher Herkunft/Nationalität. Sie erhalten einen Aufgabenzettel mit einer 
Liste von Reisebegleiter/innen, die zur Verfügung stehen. Nun hat jeder TN zehn Minuten Zeit, um sich von dieser Liste 
drei Personen auszusuchen, mit denen er reisen möchte, und drei, mit denen er unter keinen Umständen fahren würde.

In Kleingruppen soll anschließend (etwa 15 Minuten) die Wahl diskutiert und gemeinsam versucht werden, sich auf drei 
Mitreisende und drei unliebsame Kandidat/innen zu einigen. 

Die gesamte Gruppe soll anschließend (etwa 25 Minuten) gemeinsam die Ergebnisse der Kleingruppen diskutieren. 
Folgende Fragen können dabei richtungsweisend sein:
• Was waren eure Auswahlkriterien?
• Warum könnt ihr euch diese als Reisebegleiter/innen vorstellen, warum jene nicht?
• Spielen die Nationalitäten eine Rolle?
• Worauf fußen eure Begründungen/Vermutungen? (An dieser Stelle sollen die TN dazu angehalten werden, aus ihrer 

Rolle herauszutreten und sich ihre Empfindungen bewusst zu machen und zu artikulieren bzw. die Entstehung von 
Vorurteilen/Stereotype zu reflektieren und mögliche Handlungsansätze zu entwickeln.)

• Wie gestaltete sich die Argumentation in der Gruppe?

19 Methode entnommen aus: Deutscher Bundesjugendring (Hrsg.): YOUrope07. Jugendaktionen in Europa. Praxisbuch. Berlin 2007, S. 62–63.



Vorlage Euro-Rail „A la Carte“ 

Wähl dir aus der Liste für eine einwöchige Fahrt einmal quer durch Europa (von Lissabon nach Moskau) drei Reisebe-
gleiter/innen, mit denen du dir auch ein Schlafwagenabteil teilst. Wähle außerdem drei Kandidat/innen, mit denen du 
unter keinen Umständen verreisen würdest. Stell zur Begründung Vermutungen auf. 
• ein serbischer Soldat aus dem Kosovo 
• ein übergewichtiger Finanzmanager aus der Schweiz 
• ein nach Geld aussehender italienischer Diskjockey 
• eine afroamerikanische Frau, die Lederprodukte verkauft 
• ein junger Künstler aus Portugal, HIV-positiv 
• ein Sinti, der gerade aus dem Gefängnis entlassen wurde 
• ein baskischer Nationalist, der regelmäßig nach Russland fährt 
• ein alternativ lebender deutscher Rapper 
• ein blinder Akkordeonspieler aus Österreich 
• ein ukrainischer Student, der nicht nach Hause will 
• eine rumänische Frau ohne Visum mit einem einjährigen Kind im Arm 
• eine holländische, radikale Feministin 
• ein schwedischer Skinhead 
• ein kahlköpfiger Muskelprotz aus Belfast auf dem Weg zu einem Fußballspiel 
• eine tschechische Prostituierte aus Berlin 
• ein französischer Bauer, welcher nur französisch spricht, mit einem Korb voll  stark aromatischem Käse 
• ein in Deutschland lebender kurdischer Flüchtling auf dem Weg zurück aus Libyen 
 
Du hast nun zehn Minuten Zeit, dir drei Favorit/innen für die Reise auszusuchen und drei Kandidaten/innen zu bestim-
men, mit denen du unter keinen Umständen reisen würdest.
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Methode 5: Europa-Activity
Ziele: Die TN sollen durch das Quiz auf unterhaltsame Art und Weise weiter in das Themenfeld Europäische Union ein-
geführt werden. Dadurch soll der Wissensstand der TN ermittelt werden.

Zeit: 80 Minuten (die Dauer des Spiels ist abhängig von der Anzahl der Fragen)

TN: 5+

Material: Aufgabenzettel und Stifte, Flip-Chart, 

Beschreibung: Die TN finden sich in zwei etwa gleich großen Gruppen zusammen, bilden in diesen jeweils zwei Teams 
und setzen sich im Kreis auf den Boden. Sie erhalten die Aufgabenzettel und können nun das Spiel beginnen. 
Dabei zieht ein TN des ersten Teams eine Karte. Er muss nun die Aufgabe erfüllen – das andere Team überprüft die Rich-
tigkeit. Wird die Frage vom Team richtig beantwortet bzw. der Auftrag erfüllt, bekommt die Mannschaft einen Punkt und 
das andere Team ist am Zug usw. Ist das Spiel beendet, erfolgt anschließend im Plenum die Auswertung, wobei erörtert 
werden soll, welche Fragen bzw. Aufträge besonders leicht und welche besonders schwer fielen. Einer der Teamer/innen 
hält Themengebiete und Äußerungen schlagwortartig auf dem Flip-Chart fest.

Vorlage Europa-Activity

Wissen

Wann wurde das Europäische Parlament 
das erste Mal gewählt:
1979
1981
1986
2004

Welche Muttersprache ist in Europa am 
weitesten verbreitet?
Englisch
Französisch
Deutsch
Spanisch

Was ist die nördlichste Hauptstadt der 
EU?
Oslo
Helsinki
Tallin
Stockholm

Seit wann kann man mit dem Euro 
zahlen?
1999
2000
2002
2004

(Pantomimisches) Darstellen

Stell das Wort Europäische Gemein-
schaft dar!

Summ die Europäische Hymne!

Stell die Europawahl dar!

Stell den Grand Prix D’Eurovision de la 
Chanson dar!

Zeichnen

Zeichne einen Schüler/innen- Aus-
tausch!

Zeichne eine Hauptstadt der EU!
(z. B. Berlin)

Zeichne eine europäische Kulinarität!

Zeichne die Flagge eines EU-Mitglied-
staates!

weiter auf der nächsten Seite >>>
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Wodurch wurde die EU gegründet?
durch die Unterzeichnung der Römi-
schen Verträge im Jahr 1975
• durch die Unterzeichnung der Einheit-

lichen Europäischen Akte im Jahr 1986
• durch die Unterzeichnung des Ver-

trags von Maastricht im Jahr 1992
• durch die Unterzeichnung des Vertrags 

von Nizza im Jahr 2002

Wer hat in der EU die Gesetzgebungsin-
itiative?
• der Europäische Rat
• die Europäische Kommission
• das Europäische Parlament
• der Rat der Europäischen Union

Woraus setzt sich der Europäische Rat 
zusammen?
• aus den Außenministern aller Mit-

gliedsstaaten
• aus der jeweils aktuellen EU-Ratspräsi-

dentschaft und der EU-Kommission
• aus der EU-Kommission, dem Europä-

ischen Parlament und den Staats- und 
Regierungschefs der Mitgliedstaaten

• aus den Staats- und Regierungschefs 
der Mitgliedstaaten und dem EU-
Kommissionspräsidenten

Wo hat der Europäische Gerichtshof 
seinen Sitz?
Brüssel
Straßburg
Luxemburg
Den Haag

Wie viele Staaten gehörten 2009 zur EU?
15
20
25
27

Stell die Fußball-Europameisterschaft 
dar!

Summ die Hymne eines Europäischen 
Mitgliedstaats!

Austern sind eine französische Speziali-
tät. Stell ein Austernessen dar!

Führe einen europäischen Volkstanz 
vor!

Stell eine Begrüßung zwischen zwei 
Franzosen dar!

Stell eine Rucksacktour durch Europa 
dar!

Stell ein Gespräch zwischen Italienern 
dar!

Stell einen spanischen Stierkampf dar!

Stell Europa dar!

Anders, als gemeinhin vermutet, ist das 
Croissant keine französische Schöp-
fung. Im Jahre 1683 wurde es von den 
Türken während ihrer Belagerung Wiens 
erfunden. Stell ein Croissant dar!

Zeichne das südlichste Land der EU!

Zeichne die europäische Währungsein-
heit!

Zeichne das Schengener-Abkommen! 
(Wegfall der Grenzkontrollen zwischen 
den Mitgliedstaaten). 

Der Dichter Friedrich von Schiller steht 
nicht nur in direkter Verbindung zur 
europäischen Hymne; auch ein Räucher-
fisch ist nach ihm benannt, da er sich 
beim Räuchern spiralförmig eindreht 
und an die Haartracht des Dichters erin-
nert. Zeichne eine ‚Schillerlocke’!

Zeichne die EU-Flagge!

Male die zwei Rohstoffe, die zur Europäi-
schen Gemeinschaft führten!
(Kohle und Stahl)

Zeichne die Hauptstadt eines Mitglied-
staates!

Zeichne das Logo der Londoner U-Bahn 
(Underground)!

Zeichne die EU-Osterweiterung!

Etwa 17.000 Schweden leben von der 
Rentierjagd. Zeichne eine solche Jagd/
einen Elch!

weiter mit >>> der Vorlage Europa-Activity
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Methode 6: Alles-an-Bord
Ziele: Die Gruppe erarbeitet die Bearbeitungsschwerpunkte für den folgenden Seminarschritt und ist somit für den 
Fortgang des Seminars mitverantwortlich.

Zeit: 10 Minuten

TN: 5+

Material: Europa-Activity, Flip-Chart und Stifte

Beschreibung: Die TN erarbeiten nun gemeinsam, welche Themen, die in der Europa-Activity angerissen wurden, ih-
nen wichtig sind und es zu bearbeiten gilt. Dafür werden zunächst alle Inhalte nochmals zusammengefasst/gesammelt 
– alle Themen kommen an Bord. Auf dem Flip-Chart (hier kann zur Anregung ein Boot skizziert werden) hält der/die 
Teamer/in die Antworten fest. Da das Boot jedoch ein Leck hat, muss ‚Ballast‘ abgeworfen werden, nicht alle Themen 
können mit. Die TN entscheiden sich für die drei wichtigsten. Diese werden wiederum für den nächsten Seminarschritt 
benötigt, die Gruppenarbeitsphase.
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Methode 7: Europa Intensiv
Ziele: Die TN setzen sich mit einem der zuvor ausgewählten Bearbeitungsschwerpunkte zur Europäischen Union aus-
einander, vertiefen ihren Wissensstand und präsentieren ihre Arbeitsergebnisse anschließend vor der Gruppe, so dass 
alle einen Überblick über jedes Thema erhalten.

Zeit: 80 Minuten

TN: 5+

Material: Quellenmaterial zu den einzelnen Themen (Bücher, Zeitschriften, Internet), Handout, Papier, Stifte, Sche-
ren, Kleber

Ablauf: Die TN erarbeiten in Zweier-Teams (bei Bedarf variabel zu erweitern) ein Themengebiet und bereiten eine 
kurze Präsentation von max. fünf Minuten vor. Dafür erhalten die TN von den Teamer/innen die Hintergrundinformatio-
nen – quasi als Factsheet -, das Glossar, die Kopiervorlagen über die Strukturen der Europäischen Union und bei Bedarf 
weitere Arbeitsmaterialen.

Mögliche Themenfelder: Entwicklungsgeschichte der Europäischen Union, Verträge, Europäische Institutionen, 
Jugendpolitik in der EU, Symbole.

Linkliste: 
http://europa.eu/
Portal der Europäischen Union 

http://europa.eu/youth/
Europäisches Jugendportal 

http://www.europarl.de/jugend/
Seite des Europäischen Parlaments über Jugend und Europa 

http://europa.eu/scadplus/leg/de/s19003.htm
Zusammenstellung der jugendpolitischen Initiativen der EU

http://www.ijab.de/
Internationaler Jugendaustausch- und Besucherdienst der Bundesrepublik Deutschland (IJAB)

http://www.jugend-in-aktion.de/
Internetangebot von JUGEND für Europa zu dem EU-Programm Jugend in Aktion

http://www.fgje.de
Homepage der Forschungsgruppe Jugend und Europa mit Informationen und Praxistipps zum Thema Jugend und Europa

http://www.jugendpolitikineuropa.de/
Internetangebot von JUGEND für Europa zu aktuellen Entwicklungen in der EU-Jugendpolitik
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Methode 8: Europa – Wo bist du?
Ziele: Die TN konkretisieren ihr Wissen anhand eines ‚Fallbeispiels‘ und übertragen es auf die eigene Lebenssituation. 
Sie erkennen, dass die Europäische Union kein abstraktes Gebilde bleiben muss, sondern konkret in die Lebenswirklich-
keit des Einzelnen hineinwirkt und diese selbst mitbestimmt werden kann.

Zeit: 50 Minuten

TN: 5+

Material: Kopiervorlage, Stifte zum Markieren, Flip-Chart oder Papierbogen, Infotext für die Teamer/innen.

Beschreibung: Die TN finden sich in zwei Gruppen zusammen, jede/r Teamer/in begleitet eine Gruppe. Zunächst wer-
den die kopierten Tagebucheinträge gelesen (kann leise geschehen oder eine/r liest laut vor). Anschließend soll in der 
Gruppe herausgearbeitet werden, welche Bereiche in dem Text angesprochen werden, inwiefern diese etwas mit einem 
selbst und der EU zu tun haben und ob die TN selbst Erfahrungen mit dem einen oder anderen Bereich sammeln konnten. 
Die TN können sich Gedanken oder Hinweise auf ihrer Kopie notieren. Der/die Teamer/in leitet diese Gesprächsrunde 
und erläutert die einzelnen Themenbereiche anhand der Infotexte. Zum Schluss finden sich die zwei Gruppen wieder zu-
sammen und vergleichen ihre Ergebnisse. Auf einem Baum der EU-Politik sollen letztlich die einzelnen Politikbereiche 
noch einmal visualisiert werden. Dafür werden auf einem vorgezeichneten Baum (Flip-Chart oder Papierbogen) Karten 
angepinnt, die den einzelnen Ästen zuzuordnen sind.

Kopiervorlage Tagebuch
Sara will ihre Freundin Carola in Barcelona besuchen, die dort im Rahmen ihrer Ausbildung ein Praktikum absolviert. 
Um sich einen ersten Überblick über Land und Leute zu verschaffen und gleichzeitig nach billigen Flugverbindungen zu 
suchen, begibt Sara sich ins World Wide Web. Dort wird sie schnell fündig und nach drei Wochen Vorfreude kann es nun 
endlich losgehen. 

Montag: Hab ’nen billigen Flug bei ’ner britischen Airline buchen können. Das Ganze kostet mich jetzt nur € 274. 
Um 6:50 Uhr geht‘s los. In Barcelona angekommen, erst mal Mama anrufen, die macht sich sonst nur wieder unnötig 
Sorgen. So, nun steht dem Trip aber nichts mehr im Weg! Carola wartet schon und freut sich wie Bolle, mir ‚ihre‘ Stadt 
zeigen zu können: ihren Praktikumsbetrieb, die Berufsschule, das Szenecafé, die Sagrada Familia, die Santa Maria del 
Mar, das Casa Milá. Langsam, langsam, mir wird ja ganz anders. Ich muss sie regelrecht stoppen. Heute machen wir erst 
mal Praktikumsstelle und Schule, morgen die Stadt. Und baden wollt’ ich ja auch noch. Los geht‘s. 
Lernen im Süden – hat echt was. Vor dem Abendessen gönnen wir uns dann noch ’ne Stunde am Strand. Am Abend gibt 
es – das internationale Jugendgericht schlechthin - lecker Pasta bei Carola zu Hause und ’nen netten Abend zu zweit.

Dienstag: Ausgiebiges Frühstück und dann rein ins Touri-Getümmel. Fünf Stunden ununterbrochen auf den Beinen, 
das Sightseeing-Programm war echt anstrengender und das Wetter heißer als vermutet; außerdem wollten wir shoppen 
und irgendwie ist mir immer noch übel. Pause, frisches Obst und ein Schluck kaltes, klares Wasser aus dem Trinkwasser-
brunnen im Park Güell werden helfen. Dann geht’s weiter und zur Abkühlung zum Schluss noch mal kurz ins Meer. Nach 
einem guten Abendessen in einem schnuckeligen spanischen Restaurant geht’s heut in die Clubs – das Nachtleben in 
Barcelona ist echt der Hammer. Wir ziehen mit Nicolas und Kyle um die Häuser. Nicolas kommt aus Frankreich und ist 
FSJler beim ECYC (European Confederation of Youth Clubs). Kyle kommt aus London, arbeitet derzeit als Webdesigner in 
Barcelona und kennt die angesagtesten Clubs hier. 

Mittwoch: Oh man, so wild war‘s doch gestern echt nicht. Ich hab wahnsinnige Bauchschmerzen und muss mich 
mehrmals übergeben, irgendwas stimmt da nicht. Carola meint, das könnte ein Mageninfekt sein und schlägt vor, zum 
Arzt zu gehen, sie kennt da wohl einen ganz guten. Gesagt, getan. Und jawohl, die Magenschleimhaut hat sich ein wenig 
entzündet. Doch der Arzt ist wirklich toll und gibt mir aus dem Vorratsschrank ein Medikament, wodurch ich eine Stunde 
nach der Behandlung auch schon wieder – langsam und entspannt – mit Carola durch die Stadt über die Rambla bum-
meln kann. Da entdecken wir plötzlich den Laden der Trendmarke VAHO und ich verlieb mich unsterblich in ein kariertes 
Messengerbag. Im Laden nachgefragt gibt‘s heut auch noch 30 Prozent Preisnachlass: Gekauft! 
Jetzt müssen wir aber wirklich langsam zum Flughafen. Carola bringt mich noch, wir verabschieden uns und ich fliege 
– mit einer Schleimhautentzündung zwar – aber auch ‚ner Menge toller neuer Eindrücke nach Hause.
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Infotext für die Teamer/innen 

Themenbereiche, die anhand des Textes besprochen und deren Wert (für die Gesellschaft und für einen persönlich) 
diskutiert werden können: 
Reisen innerhalb von Europa ist heute sehr unkompliziert, die meisten Grenzkontrollen sind durch das Schengener-
Abkommen aufgehoben. Zum Reisen reicht der Personalausweis. Lediglich Großbritannien und Irland bilden eine Aus-
nahme.

Die EU hat außerdem im Flugsektor die nationalen Monopole abgeschafft, so dass man auch von Deutschland aus mit 
beispielsweise einer britischen oder schweizer Airline fliegen kann. Zudem ist das Fliegen durch den internationalen 
Wettbewerb wesentlich preiswerter geworden und das Recht des Passagiers gestärkt. Er erhält im Falle einer Überbu-
chung oder Verspätung eine Entschädigung bzw. Unterstützungsleistung.

Neben dem Flugsektor wurden auch andere Bereiche wie der Telekommunikationsmarkt liberalisiert. So wurde auch 
hier Konkurrenz zugelassen und Auslandstelefonate werden mit dem Handy – durch eine Preisverordnung der EU - im-
mer kostengünstiger.

Die Europäische Union bietet vielfältige Möglichkeiten, internationale Kontakte zu knüpfen: das Studien-Austausch-
programm ERASMUS, das Leonardo da Vinci-Bildungsprogramm, welches Auszubildenden neue Erfahrungsmöglichkei-
ten erschließt, das Comenius-Projekt, was den Austausch von Schüler/innen, Lehrer/innen, Fremdsprachenassistent/
innen und Lehramtsanwärter/innen fördert oder auch den Europäischen Freiwilligendienst.

Die EU setzt sich nachhaltig für die Umweltpolitik ein. Sie erlässt Standards, die für alle Mitgliedstaaten verbindlich 
sind, so z. B. beim Trinkwasser. Hier ist die Qualität des Wassers festgelegt. Auch die Qualität der Atemluft wurde gere-
gelt und soll zum einen die Umwelt, aber natürlich auch uns Menschen schützen und langfristig Lebensqualität erhal-
ten.

Ein weiterer, oft vernachlässigter Aspekt, der uns jedoch direkt betrifft, ist die Partizipation junger Menschen in Eu-
ropa. In ihren Händen liegt die Zukunft der Union. Sie sollten auch an der Gestaltung dieser beteiligt sein. Aufgrund 
dessen gibt es bereits Aktionsprogramme, die sich speziell an Jugendliche richten, und internationale Begegnungen, 
Jugendbildung und jugendliches Engagement (sowohl punktuell/individuell als auch verbandlich) fördern. Die Europä-
ische Kommission hat zudem verfügt, dass jugendrelevante Aspekte auch in anderen Politikbereichen stärker berück-
sichtigt werden sollen. Außerdem gibt es eine/n Ombudsmann/frau (Europäische/r Bürgerbeauftragte/r), der/die sich 
für die Belange europäischer Staatsbürger/innen einsetzt und Missstände bei der Tätigkeit der Institutionen der EU 
untersucht.

Durch die Schaffung eines Binnenmarktes ist es heute möglich, überall in Europa zu arbeiten. Durch die Freizügigkeit 
des Personenverkehrs und die Dienstleistungsfreiheit kann man dorthin umziehen, wo es einem am besten gefällt 
oder wo man Arbeit findet. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, in allen Bereichen und Ländern Europas Dienstleis-
tungen in Anspruch zu nehmen.

Mit der Einführung der Europäischen Krankenversicherungskarte wird man auch im Urlaub o. ä. umfassend und un-
bürokratisch versorgt. Die EU-Staaten stellen gegenseitig ihr Krankensystem zu Verfügung und ermöglichen so eine 
effiziente Nutzung der Versorgungsnetze.

Der Verbraucherschutz ist ein wesentliches Anliegen der Europäischen Union. Sie hat z. B. die Garantiezeit bei Kon-
sumgütern auf zwei Jahre verlängert und auf die gesamte Union ausgeweitet. Wenn also beispielsweise ein in Spanien 
gekaufter Elektroartikel in Deutschland kaputtgeht, können auch in Deutschland Garantieansprüche geltend gemacht 
werden.
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Vorlage: Baum der europäischen Tätigkeitsbereiche

Wirtschaftspolitik: gemeinsame Währung, Binnenmarkt, Wettbewerb;

Außenpolitik: gemeinsame Außenpolitik, gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik; 

Verbraucherschutz: Lebensmittelkennzeichnung, verbindliche Lebensmittelstandards; 

Umweltschutz: gemeinsame Umweltstandards, Klimaschutz, erneuerbare Energien;

Landwirtschafts- und Strukturpolitik: Entwicklung des ländlichen Raumes, Strukturpolitik zur Unterstützung der Re-
gionen;

Innen- und Justizpolitik: gemeinsame Kriminalitätsbekämpfung, Zusammenarbeit in Zivil- und Strafrechtsverfahren, 
gemeinsame Asylpolitik, Menschenrechte;

Sozialpolitik: Bildung, Ausbildung und Jugend, Gesundheitswesen, humanitäre Hilfe.
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Methode 9: Europäische Bausteine
Ziele: Die TN machen sich Chancen und Probleme in Bezug auf die Europäische Union bewusst, versuchen Lösungen zu 
finden und reflektieren gemeinsam.

Zeit: 30 Minuten

TN: 5+

Material: mind. 10 Kartons, die – beschrieben – Bausteine/Baustellen der EU darstellen, Stifte

Ablauf: Die Teamer/innen sammeln mit der Gruppe Dinge, die sie in Bezug auf die Europäische Union als positiv und 
solche, die sie als negativ bewerten würden (Chancen und Probleme) – als Impuls kann der ‚Baum‘ aus Übung 8 genutzt 
werden. Die Dinge werden einzeln auf einen Karton geschrieben und die Kartons danach aufeinander gestellt, sodass 
eine kleine Mauer entsteht. Dabei soll eine Mauer nur mit Chancen und eine mit den Problemen errichtet werden. Die 
Probleme werden nun nacheinander besprochen und mit den Chancen verglichen (sind die Chancen, die aus der EU ent-
stehen, vielleicht sogar mehr als die Probleme). Anschließend reißen alle TN die Problemmauer ein. 

Mögliche Chancen: Reisefreiheit, einheitliche Währung und einheitlicher Wirtschaftsmarkt, Vernetzung der Infra-
struktur, vergleichbare Bildungsabschlüsse, leichterer Zugang zu fremden Ausbildungs- bzw. Arbeitsorten, Interkul-
tureller Austausch, Erweiterungen sozialer Kompetenzen, Interessenvereinigung, Informationstransfer, politische/n 
Stärke/Einfluss durch gemeinsames Handeln sichern und ausbauen.

Mögliche Probleme: Intransparenz der Strukturen, Regulierungswut der EU (Länder bangen um ihre Unabhän-
gigkeit/Hoheit), Nicht-Identifikation der Bevölkerung mit der EU, Meinungs- und Interessenvielfalt, Übergewicht der 
‚starken‘ Länder – Ungleichgewicht bei Entscheidungsprozessen durch Interessenmonopol der ‚starken Länder’, ge-
meinsamer Wirtschaftsmarkt trägt wirtschaftsschwache Länder, Migrationsproblematik (EU-Grenze zu Afrika), Erwei-
terung der EU.
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Methode 10: Postkarte aus Europa
Ziele: Die TN reflektieren die Fortbildung insgesamt und die Inhalte des Seminars – geben gleichzeitig Feedback.

Zeit: 15 Minuten

TN: 5+

Material: vorbereitete Postkarten, Stifte

Ablauf: Die TN erhalten Postkarten, auf denen einige Punkte vorgegeben sind. Sie sollen diese nun mit ihren eigenen 
Gedanken und Gefühlen füllen. Nachdem die Karten ausgefüllt wurden, werden sie eingesammelt und in den Kreis der TN 
geleert. Jeder TN zieht eine Karte und liest sie vor der Gruppe vor. Dann kann darüber gesprochen werden.

Alternative: Man könnte das gesamte Seminar hindurch Plakate oder Flip-Charts aufgestellt lassen, auf denen 
unvollendete Sätze von den TN beendet werden sollen: ‚Onkel-Otto-Zettel‘. Diese können zum Schluss vorgestellt und 
gemeinsam reflektiert werden.

Hallo      ,

ich hatte heute ein Seminar zum Thema Europa.
Besonders toll fand ich 

             .
Aber 

An 
               fand ich doof. 
Zu Europa fällt mir noch ein/muss ich unbedingt sagen: 
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Die drei Pfeiler der Europäischen Union

6. Anhang

Europäische Gemeinschaften 
(EG, Euratom)

Umfasst alle allgemeinen Politik-
bereiche wie zum Beispiel:
• Zollunion und Binnenmarkt
• Visa-, Asyl- und Einwanderungspolitik
• Agrarpolitik
• Handelspolitik
• Sozial- und Beschäftigungspolitik
• Bildung und Kultur
• Gesundheitswesen
• Verbraucherschutz

Gemeinschaftspolitik (supra-
national) Gemeinschaftsverträge: 
EGV, EuroatomV

Gemeinsame Außen- und
Sicherheitspolitik (GASP)

Umfasst die Bereiche:
• Außenpolitik (Koordination der 

nationalen Politiken, Erhaltung des 
Friedens, Förderung von Demokratie 
und Menschenrechten)

• Sicherheitspolitik (gemeinsame Ver-
teidigungspolitik, rüstungspolitische 
Zusammenarbeit, Krisenbewältigung

Regierungszusammenarbeit
(intergouvernemental) 

Polizeiliche und Justizielle
Zusammenarbeit

Umfasst die Bereiche:
• Justizielle Zusammenarbeit in Straf-

sachen (Eurojust)
• Polizeiliche Zusammenarbeit (Euro-

pol)

Regierungszusammenarbeit
(intergouvernemental)

Europäische Union

Gesetzlich verankert im: Vertrag über die Europäische Union (EUV)

Die vier Freiheiten im Binnenmarkt

Freier Personenverkehr

Keine Kontrollen an den Binnengrenzen

Freizügigkeit der Arbeitnehmer, Niederlassungs- und 
Aufenthaltsrecht für EU-Bürger/innen

Vereinheitlichung der Asyl- und Zuwanderungspolitik 

Freier Dienstleistungsverkehr

Niederlassungsrecht; Offenheit für 
grenzüberschreitende Dienstleistungen 

Liberalisierung der Bank- und 
Versicherungsdienstleistungen 

Öffnung der Transport-, Post-, Telekommunikations-, 
Energiemärkte

Freier Warenverkehr

Aufheben der Grenzkontrollen

Wegfall von Zöllen oder Handelsbeschränkungen

Einheitliche Steuern 

Harmonisierung oder gegenseitige Anerkennung 
von Normen und Vorschriften

Freier Kapitalverkehr

Freizügigkeit für den Zahlungs- und den 
Kapitalverkehr (Investitionen und Anlagen) 
in der EU und nach außen Integration 
der Finanzmärkte

Uneingeschränkter  Wertpapierverkehr 
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Jugendstrukturen in Europa

Europarat

EU-Parlament

EU-Kommission

Europäisches Jugendforum

Deutsches nationalkomitee

Bundesjugendring

Landesjugendring

StadtjugendringOrtsjugendring                                                                                                 Kreisjugendring
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